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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RICHTLINIE 95/28/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 24. Oktober 1995

über das Brennverhalten von Werkstoffen der Innenausstattung bestimmter
Kraftfahrzeugklassen

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 100a ,

auf Vorschlag der Kommission ( 1 ),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschus­
ses ( 2 ),

gemäß dem Verfahren des Artikels 189b des Ver­
trags ( , ),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Der Binnenmarkt umfaßt einen Raum ohne Binnengren­
zen , in dem der freie Verkehr von Waren, Personen ,
Dienstleistungen und Kapital gewährleistet ist . Zu diesem
Zweck sind entsprechende Maßnahmen zu ergreifen.

Die technischen Anforderungen, denen bestimmte Fahr­
zeugklassen gemäß den nationalen Rechtsvorschriften
entsprechen müssen , betreffen unter anderem das Brenn­
verhalten von Werkstoffen der Innenausstattung be­
stimmter Kraftfahrzeugklassen .

Diese Anforderungen sind von Mitgliedstaat zu Mitglied­
staat unterschiedlich .

Daraus ergibt sich die Notwendigkeit, daß alle Mitglied­
staaten entweder in Ergänzung oder anstelle ihrer beste­
henden Regelungen die gleichen Anforderungen einfüh­
ren , um insbesondere die weitere Anwendung des EWG­
Typgenehmigungsverfahrens zu ermöglichen , das in der

Richtlinie 70/156/EWG des Rates vom 6 . Februar 1970
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaa­
ten über die Betriebserlaubnis für Kraftfahrzeuge und
Kraftfahrzeuganhänger ( 4 ), zuletzt geändert durch die
Richtlinie 93/81 /EWG der Kommission ( 5 ), festgelegt ist .

Bei der vorliegenden Richtlinie handelt es sich um eine
Einzelrichtlinie im Rahmen des mit der Richtlinie 70/
156/EWG festgelegten EWG-Typgenehmigungsverfahrens .
Dementsprechend gelten die für System, Bauteile und
selbständige technische Einheiten von Fahrzeugen gelten­
den Bestimmungen der Richtlinie 70/156/EWG auch für
die vorliegende Richtlinie .

Es empfiehlt sich, auf die Richtlinie 77/649/EWG des
Rates ( 6 ) Bezug zu nehmen, in der das Verfahren zur
Festlegung des Bezugspunktes des Sitzes ( des „ R-Punk­
tes ") beschrieben ist .

Im Hinblick auf die Sicherheit der Fahrzeuginsassen und
die Verkehrssicherheit ist es wichtig , daß die zur Innen­
ausstattung von Kraftomnibussen verwendeten Werk­
stoffe Mindestanforderungen entsprechen, um das Entste­
hen von Flammen zu vermeiden oder zumindest zu verzö­
gern, damit im Fall eines Brandes die Fahrzeuginsassen
das Fahrzeug verlassen können .

Es ist wünschenswert, für die Typgenehmigung von Fahr­
zeugen als Systemen im Sinne dieser Richtlinie alternative
Verfahren vorzusehen , d . h . entweder auf der Grundlage
von Prüfungen zum Brennverhalten der Werkstoffe der
Kraftfahrzeuginnenausstattung oder auf der Grundlage
einer EWG-Bauteil-Typgenehmigung für jeden einzelnen
Werkstoff und/oder jedes einzelne Ausstattungsteil , wie
z. B. Sitze , Vorhänge usw., die beim Innenausbau dieser
Fahrzeuge verwendet werden sollen , wobei der sachge­( 1 ) ABl . Nr . C 154 vom 19 . 6 . 1992 , S. 4 .

( 2 ) ABl . Nr . C 332 vom 16 . 12 . 1992 , S. 12 .

( 4 ) ABl . Nr . L 42 vom 23 . 2 . 1970 , S. 1 .
( 5 ) ABl . Nr . L 264 vom 23 . 10 . 1993 , S. 49 .

( ? ) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 29 . Okto­
ber 1992 ( ABl . Nr . C 305 vom 23 . 11 . 1992 , S. 109 ).
Gemeinsamer Standpunkt des Rates vom 8 . Dezember 1994
( ABl . Nr . C 384 vom 31 . 12 . 1994, S. 1 ) und Beschluß des
Europäischen Parlaments vom 15 . Juni 1995 ( ABl . Nr. C 166
vom 3 . 7 . 1995 ).

( 6 ) ABl . Nr . L 267 vom 19 . 10 . 1977, S. 1 . Richtlinie zuletzt
geändert durch die Richtlinie 90/630/EWG (ABl . Nr . L 341
vom 6 . 12 . 1990, S. 20 ).
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mäße Einbau dieser zugelassenen Werkstoffe und / oder
Ausstattungsteile überprüft werden muß —

Artikel 3

( 1 ) Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen die
Rechts - und Verwaltungsvorschriften , die erforderlich
sind , um dieser Richtlinie nachzukommen, binnen 18
Monaten nach ihrer Annahme . Sie setzen die Kommission
unverzüglich davon in Kenntnis .

Ab dem vorstehend bezeichneten Zeitpunkt dürfen die
Mitgliedstaaten die erste Inbetriebnahme von Kraftfahr­
zeugen und den Verkauf oder die Verwendung von
Bauteilen nicht mehr verbieten, wenn diese dieser Richtli­
nie entsprechen .

Die Mitgliedstaaten wenden diese Vorschriften nach
Ablauf von 48 Monaten nach Annahme dieser Richtlinie
an .

( 2 ) Wenn die Mitgliedstaaten Vorschriften nach Absatz
1 erlassen, nehmen sie in den Vorschriften selbst oder
durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung
auf diese Richtlinie Bezug . Die Mitgliedstaaten regeln die
Einzelheiten der Bezugnahme .

Artikel 4

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet .

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN :

Artikel 1

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck

— „ Fahrzeug" jedes Fahrzeug gemäß der Begriffsbestim­
mung in Artikel 2 der Richtlinie 70/156/EWG ;

— „ Bauteil " eine Einrichtung gemäß der Begriffsbestim­
mung in Artikel 2 der Richtlinie 70/156/EWG .

Artikel 2

Die Mitgliedstaaten dürfen

— aus Gründen des Brennverhaltens der für die Innen­
ausstattung verwendeten Werkstoffe weder die EWG­
Typgenehmigung oder die Betriebserlaubnis mit natio­
naler Geltung für ein Fahrzeug verweigern noch den
Verkauf, die Zulassung, die Inbetriebnahme oder die
Benutzung eines Fahrzeugs untersagen oder verwei­
gern ,

— aus Gründen des Brennverhaltens der für seinen Bau
verwendeten Werkstoffe weder die EWG-Typgeneh­
migung oder die Bauartgenehmigung mit nationaler
Geltung für ein Bauteil , das für die Innenausstattung
eines Fahrzeugs verwendet wird , verweigern noch
seinen Verkauf oder seine Verwendung untersagen ,

wenn die einschlägigen Anforderungen der Anhänge I , IV,
V und VI dieser Richtlinie eingehalten werden .

Geschehen zu Luxemburg am 24 . Oktober 1995 .

Für das Europäische Parlament Im Namen des Rates
Der Präsident Der Präsident

K. HANSCH L. ATIENZA SERNA
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ANHANG 1

GELTUNGSBEREICH, BEGRIFFSBESTIMMUNGEN, ANTRAG AUF ERTEILUNG EINER EWG-TYP­
GENEHMIGUNG, ERTEILUNG DER EWG-TYPGENEHMIGUNG, VORSCHRIFTEN, ÄNDERUNGEN
DES TYPS, ÜBEREINSTIMMUNG DER PRODUKTION, ANFORDERUNGEN FÜR DEN EINBAU

IM FAHRZEUG

1 . Geltungsbereich

Diese Richtlinie gilt für das Brennverhalten ( Entzündbarkeit , Brenngeschwindigkeit und Schmelz­
verhalten ) von Werkstoffen für die Innenausstattung von Fahrzeugen der Klasse M3 mit mehr als
22 Insassen , die weder für Stehplätze ausgelegt noch für die Benutzung im städtischen Verkehr
( Stadtbusse ) bestimmt sind .

Mitgliedstaaten , in denen vor dem in Artikel 3 Absatz 1 Unterabsatz 3 dieser Richtlinie
genannten Zeitpunkt Rechtsvorschriften über das Brennverhalten von Werkstoffen für die
Innenausstattung anderer Fahrzeugklassen als der vorstehend genannten gelten , können diese
Rechtsvorschriften beibehalten , sofern sie die Typgenehmigung für andere Kraftfahrzeugklassen
anerkennen , die den Bestimmungen dieser Richtlinie entsprechen .

2 . Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck

2.1 . „Typgenehmigung eines Fahrzeugs " die Genehmigung eines Fahrzeugtyps gemäß der Begriffsbe­
stimmung in Abschnitt 2.2 hinsichtlich des Brennverhaltens der im Fahrgastraum verwendeten
Bauteile der Innenausstattung;

2.2 . „ Fahrzeugtyp " Fahrzeuge, die sich in folgenden wesentlichen Punkten nicht unterscheiden :

2.2.1 . im Fahrgastraum verwendete Einrichtungen , wie z . B. Werkstoffe , Sitze , Vorhänge, Trennwände
usw.,

2.2.2 . Masse der verwendeten Einrichtungen , soweit sie sich auf das in dieser Richtlinie vorgeschriebene
Leistungsverhalten auswirken ,

2.2.3 . zusätzliche Vorrichtungen oder Ausrüstungsteile , soweit sie sich auf das in dieser Richtlinie
vorgeschriebene Leistungsverhalten nicht nachteilig auswirken ;

2.3 . „Typgenehmigung eines Bauteils " die Genehmigung für Einrichtungen, wie z . B. Werkstoffe,
Sitze , Vorhänge , Trennwände usw .;

2.4 . „ Bauteiltyp " Bauteile , die sich in folgenden wesentlichen Punkten nicht unterscheiden :

2.4.1 . Grundwerkstoff(e ) ( z.B. . Wolle , Kunststoff, Gummi , Mischwerkstoffe ),

2.4.2 . vorgesehene Verwendung ( Sitzpolsterung, Dachhimmel usw.),

2.4.3 . Typenbezeichnung des Herstellers ,

2.4.4 . Anzahl Schichten bei Verbundwerkstoffen,

2.4.5 . sonstige Merkmale , soweit sie sich auf das in dieser Richtlinie vorgeschriebene Leistungsverhalten
nennenswert auswirken;

2.5 . „ Fahrgastraum " den Raum für die Unterbringung der Insassen ( einschließlich Bar, Küche,
Toilette usw.), der abgegrenzt ist durch:
— das Dach ,

— den Boden ,

— die Seitenwände,

— die Türen ,

— die Außenverglasung,
— die rückwärtige Trennwand des Innenraums oder die Ebene durch die rückwärtige Rücken­

lehnenstütze ,

— die senkrechte Querebene durch den R-Punkt des Fahrers gemäß Anhang III der Richtlinie
77/649/EWG auf der Fahrerseite der senkrechten Längsmittelebene des Fahrzeugs,

— die vordere Trennwand auf der entgegengesetzten Seite der senkrechten Längsmittelebene des
Fahrzeugs;



23 . 11 . 95 IDEI Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr . L 281/5

2.6 . „ Sitz " eine Konstruktion einschließlich Polsterung, die gegebenenfalls mit dem Fahrzeugaufbau
eine Einheit bildet und einer erwachsenen Person Platz bietet . Der Ausdruck umfaßt sowohl einen
Einzelsitz als auch den Teil einer Sitzbank, der einer erwachsenen Person Platz bietet ;

2.7 . „ Sitzgruppe " entweder einen Sitz in Form einer Sitzbank oder getrennte Sitze , die nebeneinander
angeordnet sind ( d . h . die vordersten Verankerungen eines Sitzes befinden sich auf einer Linie mit
den hintersten Verankerungen oder vor diesen und auf einer Linie mit den vordersten Veranke­
rungen eines anderen Sitzes oder hinter diesen ) und die einer oder mehreren erwachsenen
Personen Platz bieten .

2.8 . „ Sitzbank " eine Konstruktion einschließlich Polsterung, die mehr als einer erwachsenen Person
Platz bietet ;

2.9 . „ Brenngeschwindigkeit " den Quotienten aus der nach Anhang IV und/oder Anhang VI dieser
Richtlinie gemessenen Brennstrecke und der zum Zurücklegen dieser Strecke von der Flamme
benötigten Zeit . Sie wird in Millimetern pro Minute ausgedrückt;

2.10 . „Verbundwerkstoff" einen Werkstoff, der sich aus mehreren Schichten ähnlicher oder unter­
schiedlicher Materialien zusammensetzt , die an ihrer Oberfläche durch Kitten , Verkleben,
Plattieren , Schweißen usw . eng miteinander verbunden sind .

Sind unterschiedliche Materialien nicht kontinuierlich miteinander verbunden (z . B. durch Nähen,
Hochfrequenzschweißen , Nieten ), so werden sie nicht als Verbundwerkstoffe angesehen;

2.11 . „ Exponierte Seite" die Seite eines Werkstoffs , die nach dem Einbau des Werkstoffs in das
Fahrzeug dem Fahrgastraum zugewandt ist ;

2.12 . „ Polstermaterial " die Kombination aus innerer Polsterung und Bezugsmaterial , die zusammen das
Polster des Sitzrahmens darstellen;

2.13 . „ Innenverkleidung(en )" Werkstoff(e ), der/die ( zusammen ) die Oberflächenverkleidung und das
Trägermaterial des Daches, der Wände oder des Fußbodens darstellt ( darstellen ).

3 . Antrag auf Erteilung einer EWG-Typgenehmigung für Fahrzeuge

3.1 . Der Antrag auf Erteilung einer EWG-Typgenehmigung gemäß Artikel 3 Absatz 4 der Richtlinie
70/156/EWG für einen Fahrzeugtyp in bezug auf das Brennverhalten von Werkstoffen der
Innenausstattung ist vom Hersteller des Fahrzeugs einzureichen .

3.2 . Anhang II Anlage 1 enthält ein Muster des Beschreibungsbogens .

3.3 . Dem technischen Dienst, der die Prüfungen für die Typgenehmigung durchführt, sind folgende
Einzelteile bzw. Unterlagen vorzulegen :

3.3.1 . im Fall von Bauteilen der Innenausstattung ohne EWG-Typgenehmigung: eine für den zu
genehmigenden Typ repräsentative Probe der Bauteile , die in den Fahrzeugen verwendet werden
sollen ; die Anzahl der bereitzustellenden Proben ist in den Abschnitten 7.2, 7.3 und 7.4
angegeben ;

3.3.2 . im Fall von Bauteilen der Innenausstattung, für die bereits eine Typgenehmigung vorliegt : Diese
Typgenehmigungen sind zusammen mit dem Antrag auf Erteilung der Typgenehmigung für das
Fahrzeug einzureichen ;

3.3.3 . ein für den zu genehmigenden Typ repräsentatives Fahrzeug.

4 . Antrag auf Erteilung einer EWG-Typgenehmigung für Bauteile

4.1 . Der Antrag auf Erteilung einer EWG-Typgenehmigung gemäß Artikel 3 Absatz 4 der Richtlinie
70/156/EWG für einen Bauteiltyp in bezug auf das Brennverhalten des verwendeten Werkstoffs
ist vom Hersteller einzureichen .

4.2 . Anhang II Anlage 2 enthält ein Muster des Beschreibungsbogens.

4.3 . Dem technischen Dienst, der die Prüfungen für die Typgenehmigung durchführt, ist folgendes
vorzulegen :

4.3.1 . Proben in einer den Abschnitten 7.2 , 7.3 und 7.4 entsprechenden Anzahl . Die Proben sind mit
dem Handelsnamen oder der Handelsmarke des Herstellers und der Typenbezeichnung deutlich
und dauerhaft zu kennzeichnen ;

4.3.2 . bei Einrichtungen, wie z . B. Sitzen, Vorhängen, Trennwänden usw., die in Abschnitt 4.3.1
angegebenen Proben und zusätzlich eine vollständige Einrichtung entsprechend den obigen
Angaben .
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5 . Erteilung der EWG-Typgenehmigung

5.1 . Wenn die einschlägigen Anforderungen erfüllt sind , wird die EWG-Typgenehmigung gemäß
Artikel 4 Absatz 3 und soweit zutreffend gemäß Artikel 4 Absatz 4 der Richtlinie 70/156/EWG
erteilt.

5.2 . Die folgenden Anhänge enthalten ein Muster des EWG-Typgenehmigungsbogens :

5.2.1 . Anhang III Anlage 1 für Anträge gemäß Abschnitt 3.1 ;

5.2.2 . Anhang III Anlage 2 für Anträge gemäß Abschnitt 4.1 .

5.3 . Jeder genehmigte Fahrzeugtyp und jeder genehmigte Bauteiltyp erhält eine Genehmigungsnummer
gemäß Anhang VII der Richtlinie 70/156/EWG . Ein Mitgliedstaat darf dieselbe Nummer nicht für
mehrere Fahrzeugtypen oder mehrere Bauteiltypen vergeben .

6 . Kennzeichnung

6.1 . Jedes Bauteil , das einem nach dieser Richtlinie genehmigten Typ entspricht, muß ein EWG­
Typgenehmigungszeichen tragen . Dieses Zeichen setzt sich wie folgt zusammen :

6.1.1 . aus einem Rechteck , in dem der kleine Buchstabe „ e ", gefolgt von der Kennumnier oder den
Kennbuchstaben des Mitgliedstaats , der die Typgenehmigung für das Bauteil erteilt hat, eingetra­
gen ist:
1 für Deutschland ,

2 für Frankreich ,

3 für Italien ,
4 für die Niederlande ,

5 für Schweden ,

6 für Belgien,
9 für Spanien ,

11 für das Vereinigte Königreich ,
12 für Osterreich ,

13 für Luxemburg,
17 für Finnland,

18 für Dänemark,

21 für Portugal ,
23 für Griechenland ,

IRL für Irland .

6.1.2 . In der Nähe des Rechtecks sind folgende Zeichen anzubringen :

6.1.2.1 . die Nummer der Grundgenehmigung entsprechend Abschnitt 4 der Typgenehmigungsnummer
gemäß Anhang VII der Richtlinie 70/156/EWG ; dieser Nummer wird die zweistellige fortlaufende
Nummer vorangestellt, die der letzten größeren technischen Änderung der Richtlinie .../.. ./EWG
zu dem Zeitpunkt zugewiesen war, zu dem die EWG-Typgenehmigung für Bauteile erteilt wurde .
Die vorliegende Richtlinie erhält die Nummer 00 ( Grundrichtlinie );

6.1.2.2 . Symbole zur Angabe der Richtung, für die die Brenngeschwindigkeit ermittelt wurde :

— <—» in horizontaler Richtung ( Anhang IV ),

— J in vertikaler Richtung ( Anhang VI ),
— < | > in horizontaler und vertikaler Richtung ( Anhänge IV und VI );

6.1.2.3 . Das Symbol (v) gibt an , daß das Bauteil in bezug auf sein Schmelzverhalten genehmigt wurde
( Anhang V ). Das Symbol @) gibt an , daß das Bauteil als vollständige Einrichtung, z . B. als Sitz,
Trennwand, Gepäcknetz usw., genehmigt wurde .

6.2 . Wenn der Sitz als Bauteil genehmigt wurde oder wenn das Kissen und die Rückenlehne eines
Sitzes oder einer Sitzbank mit demselben Material bezogen sind, muß das Zeichen auf dem Sitz
oder der Sitzbank nur einmal angebracht werden .
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6.3 . Das Zeichen ist so auf dem Werkstoff anzubringen , daß es selbst nach dem Einbau des
Werkstoffs in das Fahrzeug deutlich lesbar und dauerhaft ist .

6.4 . Die Anlage enthält ein Muster des EWG-Typgenehmigungszeichens für Bauteile .

7 . Vorschriften

7.1 . Die Werkstoffe der Innenausstattung, die im Fahrgastraum des zu genehmigenden Fahrzeugs
verwendet werden , sind einer oder mehreren der in den Anhängen IV, V und VI genannten
Prüfungen zu unterziehen .

7.2 . Vom dem ( den ) folgenden Werkstoff(en ) sind im Fall eines isotropen Werkstoffs 5 Proben oder
im Fall eines nichtisotropen Werkstoffs 10 Proben (5 für jede Richtung ) der in Anhang IV
beschriebenen Prüfung zu unterziehen :

— Werkstoffe für die Polsterung eines Sitzes und seiner Zubehörteile ( einschließlich des
Fahrersitzes );

— Werkstoffe für die Innenverkleidung des Daches;

— Werkstoffe für die Innenverkleidung der Seiten- und Rückwände , einschließlich der Trenn­
wände;

— Werkstoffe zur Wärme- und/oder Schalldämmung;

— Werkstoffe für den Bodenbelag;

— Werkstoffe für die Innenverkleidung von Gepäckablagen und für Heizungs- und Belüftungs­
rohre;

— Werkstoffe für Beleuchtungskörper .

Ferner ist eine Probe dem technischen Dienst für künftige Referenzzwecke vorzulegen .

7.2.1 . Das Prüfergebnis gilt als zufriedenstellend , wenn unter Berücksichtigung der schlechtesten
Prüfergebnisse die horizontale Brenngeschwindigkeit 100 mm/min nicht übersteigt oder wenn die
Flamme erlischt, bevor der letzte Meßpunkt erreicht ist .

7.3 . Von dem ( den ) folgenden Werkstoff(en ) sind 4 Proben — auf beiden Seiten , falls diese nicht
identisch sind — der Prüfung nach Anhang V zu unterziehen :

— Werkstoffe für die Innenverkleidung des Daches;

— Werkstoffe für die Innenverkleidung der am Dach angebrachten Gepäckablagen und für die
am Dach angebrachten Heizungs - und Belüftungsrohre ;

— Werkstoffe für die in den Gepäckablagen und/oder dem Dach angebrachten Leuchtkörper .

Ferner ist eine Probe dem technischen Dienst für künftige Referenzzwecke vorzulegen .

7.3.1 . Das Ergebnis der Prüfung nach Anhang V gilt als zufriedenstellend , wenn sich unter Berücksich­
tigung der schlechtesten Prüfergebnisse kein Tropfen bildet , der die Watte entzündet .

7.4 . Im Fall eines isotropen Werkstoffs sind 3 Proben und im Fall eines nichtisotropen Werkstoffs 6
Proben des für die Vorhänge und Jalousien ( und/oder andere Behangwerkstoffe ) verwendeten
Werkstoffs der Prüfung nach Anhang VI zu unterziehen .

Ferner ist eine Probe dem technischen Dienst für künftige Referenzzwecke vorzulegen .

7.4.1 . Das Ergebnis der Prüfung nach Anhang VI gilt als zufriedenstellend , wenn unter Berücksichtigung
der schlechtesten Prüfergebnisse die vertikale Brenngeschwindigkeit 100 mm/min nicht über­
steigt .

7.5 . Die folgenden Werkstoffe sind den in den Anhängen IV bis VI vorgesehenen Prüfungen nicht zu
unterziehen :

7.5.1 . aus Metall oder Glas hergestellte Teile ;

7.5.2 . Zubehörteile von Einzelsitzen , deren nichtmetallische Werkstoffe eine Masse von weniger als
200 g aufweisen . Übersteigt die Gesamtmasse dieser Zubehörteile 400 g an nichtmetallischen
Werkstoffen pro Sitz, so muß jeder Werkstoff einer Prüfung unterzogen werden ;

Teile , deren Oberfläche oder Volumen jeweils die folgenden Werte nicht überschreitet :7.5.3 .
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7.5.3.1 . 100 cm2 oder 40 cm3 für Teile , die mit einem Einzelsitz verbunden sind;

7.5.3.2 . 300 cm2 oder 120 cm3 pro Sitzreihe und als Höchstwert pro laufendem Meter im Innern des
Fahrgastraums für Teile, die im Fahrzeug verteilt und nicht mit einem Einzelsitz verbunden
sind;

7.5.4 . elektrische Kabel ;

7.5.5 . Teile , bei denen eine Probe mit den in Anhang IV Abschnitt 3.1 , Anhang V Abschnitt 3 und
Anhang VI Abschnitt 3.1 vorgeschriebenen Abmessungen nicht entnommen werden kann .

8 . Änderung des Fahrzeugtyps und des Werkstofftyps und Änderungen der Typgenehmigungen

8.1 . Im Fall von Änderungen eines nach dieser Richtlinie genehmigten Typs kommen die Bestimmun­
gen des Artikels 5 der Richtlinie 70/156/EWG zur Anwendung.

9 . Übereinstimmung der Produktion

9.1 . Zur Sicherstellung der Übereinstimmung der Produktion sind die Maßnahmen gemäß Artikel 10
der Richtlinie 70/156/EWG zu treffen .

10 . Anforderungen für den Einbau von Werkstoffen und Einrichtungen im Kraftfahrzeug und/oder in
den als Bauteil genehmigten Einrichtungen

10.1 . Die Werkstoffe und/oder Einrichtungen, die im Fahrgastraum verwendet werden und als Bauteile
genehmigt sind, sind so einzubauen , daß das Risiko des Entstehens und der Ausbreitung von
Flammen minimiert wird.

10.2 . Diese Werkstoffe und/oder Einrichtungen für die Innenausstattung dürfen nur entsprechend ihrer
Zweckbestimmung und in Abhängigkeit von den Prüfungen , denen sie — insbesondere in bezug
auf ihr Brenn - und Schmelzverhalten ( in horizontaler/vertikaler Richtung ) — unterzogen worden
sind ( siehe Abschnitte 7.2, 7.3 und 7.4 ), eingebaut werden .

10.3 . Eine Verschlechterung des BrennVerhaltens der Werkstoffe durch Klebstoffe , die zur Befestigung
der Werkstoffe der Innenausstattung an den sie tragenden Konstruktionen verwendet werden , ist
nach Möglichkeit auszuschließen .
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Anlage

Muster des EWG-Typgenehmigungszeichens für Bauteile

i k

' . f
CL ^ ö

CD

T002^33
Aus dem obigen Typgenehmigungszeichen für ein Bauteil geht hervor, daß der fragliche Werkstoff der
Innenausstattung in Deutschland ( el ) gemäß dieser Richtlinie ( 00 ) unter der Nummer 2439 genehmigt
wurde . Die ersten beiden Ziffern geben an, daß das Bauteil entsprechend der Grundfassung dieser Richtlinie
genehmigt wurde .

t
Das Zusatzsymbol <— —» verweist darauf, daß dieser Werkstofftyp in bezug auf seine horizontale und

* vertikale Brenngeschwindigkeit genehmigt wurde .

Die Symbole (v) und/oder @) geben an, daß die Genehmigung gemäß Anhang V erteilt wurde und/oder
daß sich die Genehmigung auf eine vollständige Einrichtung, wie z . B. Sitze , Trennwände usw., erstreckt . Die
Zusatzsymbole werden nur verwendet, soweit sie in Frage kommen .
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ANHANG II

BESCHREIBUNGSBÖGEN

Anlage I

ßeschreibungsbogen Nr. . . .

gemäß Anhang I der Richtlinie 70/156/EWG des Rates betreffend die EWG-Typgenehmigung eines
Fahrzeugs hinsichtlich des Brennverhaltens von Werkstoffen der Innenausstattung bestimmter Kraftfahr­

zeugklassen ( Richtlinie .../.. ./EG, zuletzt geändert durch die Richtlinie .../.. ./EG )

Die nachstehenden Angaben sind, soweit sie in Frage kommen , zusammen mit einem Verzeichnis der
beiliegenden Unterlagen in dreifacher Ausfertigung einzureichen . Liegen Zeichnungen bei , so müssen diese
das Format A4 haben oder auf das Format A4 gefaltet sein und hinreichende Einzelheiten in geeignetem
Maßstab enthalten . Liegen Photographien bei , so müssen diese hinreichende Einzelheiten enthalten .

Weisen die Systeme, Bauteile oder selbständigen technischen Einheiten elektronisch gesteuerte Funktionen
auf, so sind Angaben zu ihren Leistungsmerkmalen zu machen .

0 . ALLGEMEINES

0.1 . Fabrikmarke ( Firmenname des Herstellers ):

0.2 . Typ und allgemeine Handelsbezeichnung(en ):

0.3 . Art der Typkennzeichnung , sofern am Fahrzeug vorhanden

0.3.1 . Anbringungsstelle dieser Kennzeichnung:

0.4 . Fahrzeugklasse :
0.5 . Name und Anschrift des Herstellers :

0.8 . Anschrift(en ) der Fertigungsstätte(n ):

1 . ALLGEMEINE BAUMERKMALE DES FAHRZEUGS

1.1 . Photos und/oder Zeichnungen eines repräsentativen Fahrzeugs:

9 . AUFBAU

9.10 . Innenausstattung

9.10.3 . Sitze

9.10.3.1 . Anzahl :

9.10.7 . Brennverhalten von Werkstoffen der Innnenausstattung bestimmter Kraftfahrzeugklassen

9.10.7.1 . Werkstoffe für die Innenverkleidung des Dachs

9.10.7.1.1 . Typgenehmigungsnummer(n ) des Bauteils , sofern vorhanden :

9.10.7.1.2 im Fall von noch nicht genehmigten Werkstoffen oder Bauteilen

9.10.7.1.2.1 . Grundwerkstoff(e)/Bezeichnung:

9.10.7.1 . 2.2 . Verbundwerkstoff/Einzelwerkstoff ('), Anzahl Lagen ( ] ):

9.10.7.1.2.3 . Art des Oberflächenmaterials ('):

Die Unterteilungen und Fußnoten, die in diesem ßeschreibungsbogen benützt sind, entsprechen denen in
Anhang I der Richtlinie 70/1 S6/EWG . In dieser Richtlinie gegenstandslose Unterteilungen sind nicht
aufgeführt.
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9.10.7.1.2.4 . Dicke ( min./max .) . . . mm

9.10.7.2 . Werkstoffe für die Seiten- und Rückwände

9.10.7.2.1 . Typgenehmigungsnummer(n ) des Bauteils, sofern vorhanden :

9.10.7.2.2 . im Fall von noch nicht genehmigten Werkstoffen

9.10.7.2.2.1 . Grundwerkstoff(e)/Bezeichnung : . . . / . . .

9.10.7.2.2.2 . Verbundwerkstoff/Einzelwerkstoff ( '), Anzahl Lagen ('):

9.10.7.2.2.3 . Art des Oberflächenmaterials ('):

9.10.7.2.2.4 . Dicke ( min./max .) . . . mm

9.10.7.3 . Werkstoffe für den Bodenbelag

9.10.7.3.1 . Typgenehmigungsnummer(n ) des Bauteils, sofern vorhanden :

9.10.7.3.2 . im Fall von noch nicht genehmigten Werkstoffen

9.10.7.3.2.1 . Grundwerkstoffe )/Bezeichnung : . . . / . . .

9.10.7.3.2.2 . Verbundwerkstoff/Einzelwerkstoff ( 1 ) , Anzahl Lagen ('):

9.10.7.3.2.3 . Art des Oberflächenmaterials ( ] ):

9.10.7.3.2.4 . Dicke ( min./max .) . . . mm

9.10.7.4 . Werkstoffe für die Sitzpolsterung

9.10.7.4.1 . Typgenehmigungsnummer(n ) des Bauteils , sofern vorhanden :

9.10.7.4.2 . Im Fall von noch nicht genehmigten Werkstoffen

9.10.7.4.2.1 . Grundwerkstoff(e)/Bezeichnung : . . . / . . .

9.10.7.4.2.2 . Verbundwerkstoff/Einzelwerkstoff ('), Anzahl Lagen p ):

9.10.7.4.2.3 . Art des Oberflächenmaterials ( ! ):

9.10.7.4.2.4 . Dicke ( min./max .) . . . mm

9.10.7.5 . Werkstoffe für Heizungs- und Belüftungsrohre

9.10.7.5.1 . Typgenehmigungsnummer(n ) des Bauteils , sofern vorhanden :

9.10.7.5.2 . im Fall von noch nicht genehmigten Werkstoffen

9.10.7.5.2.1 . Grundwerkstoff(e)/Bezeichnung : . . . / . . .

9.10.7.5.2.2 . Verbundwerkstoff/Einzelwerkstoff ('), Anzahl Lagen ('):

9.10.7.5.2.3 . Art des Oberflächenmaterials ('):

9.10.7.5.2.4 . Dicke . ( min./max .) . . . mm

9.10.7.6 . Werkstoffe für Gepäckablagen

9.10.7.6.1 . Typgenehmigungsnummer(n ) des Bauteils , sofern vorhanden :

9.10.7.6.2 . im Fall von noch nicht genehmigten Werkstoffen

9.10.7.6.2.1 . Grundwerkstoffe )/Bezeichnung : . . . / . . .

9.10.7.6.2.2 . Verbundwerkstoff/Einzelwerkstoff ('), Anzahl Lagen ('):

9.10.7.6.2.3 . Art des Oberflächenmaterials {'):
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9.10.7.6.2.4 . Dicke ( min./max .) . . . mm

9.10.7.7. Werkstoffe für sonstige Zwecke

9.10.7.7.1 . Verwendungszweck :

9.10.7.7.2 . Typgenehmigungsnummer(n ) des Bauteils , sofern vorhanden :

9.10.7.7.3 . im Fall von noch nicht genehmigten Werkstoffen

9.10.7.7.3.1 . Grundwerkstoff(e)/Bezeichnung:

9.10.7.7.3.2 . Verbundwerkstoff/Einzelwerkstoff (*), Anzahl Lagen ('):
9.10.7.7.3.3 . Art des Oberflächenmaterials f 1 ):

9.10.7.7.3.4 . Dicke ( min./max .) . . . mm

9.10.7.8 . Bauteile , die als vollständige Einrichtungen genehmigt wurden ( Sitze, Trennwände ,
Gepäckablagen usw .)

9.10.7.8.1 . Typgenehmigungsnummer des Bauteils :

9.10.7.8.2. Vollständige Einrichtung: Sitz, Trennwand, Gepäckablage usw. (')

(') Nichtzutreffendes streichen .
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Anlage 2

Beschreibungsbogen Nr. ...

betreffend die EWG-Typgenehmigung von Werkstoffen der Innenausstattung bestimmter Kraftfahrzeug­
klassen hinsichtlich ihres Brennverhaltens ( Richtlinie ./EG, zuletzt geändert durch die Richtlinie

.../.. ./EG )

Die nachstehenden Angaben sind , soweit sie in Frage kommen , zusammen mit einem Verzeichnis der
beiliegenden Unterlagen in dreifacher Ausfertigung einzureichen . Liegen Zeichnungen bei , so müssen diese
das Format A4 haben oder auf das Format A4 gefaltet sein und hinreichende Einzelheiten in geeignetem
Maßstab enthalten . Liegen Photographien bei , so müssen diese hinreichende Einzelheiten enthalten .

Weisen die Systeme , Bauteile oder selbständigen technischen Einheiten elektronisch gesteuerte Funktionen
auf, so sind Angaben zur ihren Leistungsmerkmalen zu machen .

0 . ALGEM EINES

0.1 . Fabrikmarke ( Firmenname des Herstellers ):

0.2 . Typ und allgemeine Handelsbezeichnung(en ):
0.5 . Name und Anschrift des Herstellers :

0.7 . Im Fall vom Bauteilen und selbständigen technischen Einheiten Lage und Anbringungsart des
EWG-Typgenehmigungszeichens :

0.8 . Anschrift(en ) der Fertigungsstätte(n ):

1 . WERKSTOFFE DER INNENAUSSTATTUNG

1.1 . Werkstoffe für die Innenverkleidung des Dachs

1.1.1 . Grundwerkstoff(e)/Bezeichnung :

1.1.2 . Verbundwerkstoff/Einzelwerkstoff ('), Anzahl Lagen ('):

1.1.3 . Art des Oberflächenmaterials ('):

1.1.4 . Dicke ( min./max .) . . . mm

1.1.5 . Typgenehmigungsnummer , sofern vorhanden :

1.2 . Werkstoffe für die Seiten - und Rückwände

1 . 2.1 . Grundwerkstoff(e)/Bezeichnung:

1.2.2 . Verbundwerkstoff/Einzelwerkstoff ('), Anzahl Lagen ('):

1.2.3 . Art des Oberflächenmaterials ('):

1.2.4 . Dicke ( min./max .) . . . mm

1.2.5 . Typgenhmigungsnummer, sofern vorhanden :

1.3 . Werkstoffe für den Bodenbelag

1.3.1 . Grundwerkstoff(e)/Bezeichnung: .../...

1.3.2 . Verbundwerkstoff/Einzelwerkstoff ('), Anzahl Lagen ('):

1.3.3 . Art des Oberflächenmaterials ('):

1.3.4 . Dicke ( min./max .) . . . mm

1.3.5 . Typgenehmigungsnummer , sofern vorhanden :

1.4 . Werkstoffe für die Sitzpolsterung

1.4.1 . Grundwerkstoff(e)/Bezeichnung: .../...
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1.4.2 . Verbundwerkstoff/Einzelwerkstoff ( '), Anzahl Lagen ('):

1.4.3 . Art des Oberflächenmaterials ('):

1.4.4 . Dicke ( min./max .) . . . mm

1.4.5 . Typgenehmigungsnummer, sofern vorhanden :

1.5 . Werkstoffe für Heizungs- und Belüftungsrohre

1.5.1 . Grundwerkstoff(e)/Bezeichnung :

1.5.2 . Verbundwerkstoff/Einzelwerkstoff ('), Anzahl Lagen ('):

1.5.3 . Art des Oberflächenmaterials ('):

1.5.4 . Dicke ( min./max .) . . . mm

1.5.5 . Typgenehmigungsnummer, sofern vorhanden :

1 . 6 . Werkstoffe für Gepäckablagen

1.6.1 . Typgenehmigungsnummer(n ) des Bauteils bzw . der Einrichtung

1.6.2 . Grundwerkstoff(e)/Bezeichnung :. ../...

1.6.3 . Art des Oberflächenmaterials ('):

1.6.4 . Dicke ( min./max .) . . . mm

1.6.5 . Typgenehmigungsnummer, sofern vorhanden :

1.7 . Werkstoffe für sonstige Zwecke

1.7.1 . Verwendungszweck :

1.7.2 . Grundwerkstoff(e)/Bezeichnung : .../...

1.7.3 . Verbundwerkstoff/Einzelwerkstoff ('), Anzahl Lagen ('):

1.7.4 . Art des Oberflächenmaterials ('):

1.7.5 . Dicke ( min./max .) . . . mm

1.7.6 . Typgenehmigungsnummer, sofern vorhanden :

(') Nichtzutreffendes streichen .
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ANHANG III

TYPGENEHMIGUNGSBÖGEN

Anlage 1

MUSTER

[ Größtformat : A4 (210 x 297 mm )]

EWG-TYPGENEHMIGUNGSBOGEN

Benachrichtigung über
— die Typgenehmigung (')
— die Erweiterung der Typgenehmigung (')
— die Verweigerung der Typgenehmigung (')
— den Entzug der Typgenehmigung ( ] )
für einen Typ eines Fahrzeugs/eines Bauteils/einer seihständigen technischen Einheit (') gemäß der Richtlinie

./EG

Typgenehmigungsnummer:

Grund für die Erweiterung:

ABSCHNITT I

0.1 . Fabrikmarke ( Firmenname des Herstellers ):

0.2 . Typ und Handelsbezeichnung(en ):
0.3 . Art der Typkennzeichnung , sofern am Fahrzeug/am Bauteil/an der selbständigen technischen

Einheit vorhanden (') ( 2 ):

0.3.1 . Anbringungsstelle dieser Kennzeichnung :
0.4 . Fahrzeugklasse ( 3 ):
0.5 . Name und Anschrift des Herstellers :

0.7 . Im Fall von Bauteilen und selbständigen technischen Einheiten Lage und Anbringungsart des
EWG-Typgenehmigungszeichens:

0.8 . Anschrift(en ) der Fertigungsstätte(n ):

ABSCHNITT II

1 . Zusätzliche Angaben ( falls erforderlich : siehe Addendum
2 . Für die Durchführung der Prüfungen zuständiger technischer Dienst :
3 . Datum des Prüfberichts :

4 . Nummer des Prüfberichts :

5 . (ggf-) Bemerkungen : siehe Addendum
6 . Ort :

7 . Datum :

8 . Unterschrift :

9 . Eine Liste der bei der Genehmigungsbehörde hinterlegten Unterlagen , die auf Antrag eingesehen
werden können , liegt bei .

(') Nichtzutreffendes streichen .
( 2 ) Enthält die Typkennzeichnung Zeichen , die für die Beschreibung der von diesem Typgenehmigungsbogen erfaßten

Typen von Fahrzeugen , Bauteilen oder selbständigen technischen Einheiten nicht relevant sind , so sind diese Zeichen in
den Unterlagen durch das Symbol „?" darzustellen ( z . B. : ABC ?? 123 ??).

("') Entsprechend der Definition in Anhang IIA der Richtlinie 70/156/EWG .
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Addendum

zum EWG-Typgenehmigungsbogen Nr. . . . betreffend die Typgenehmigung eines Fahrzeugs gemäß der
Richtlinie ./EG, zuletzt geändert durch die Richtlinie .../.. ./EG

1 . ZUSÄTZLICHE ANGABEN

1.1 . Brennverhalten von Werkstoffen der Innenausstattung bestimmter Kraftfahrzeugklassen
1.1.1 . Werkstoffe für die Innenverkleidung des Dachs

Typgenehmigungsnummer(n ) des Bauteils und/oder der Einrichtung:
oder

Grundwerkstoff(e)/Bezeichnung :
1.1.2 . Werkstoffe für die Seiten- und Rückwände

Typgenehmigungsnummer(n ) des Bauteils und/oder der Einrichtung:
oder

Grundwerkstoff(e)/Bezeichnung : .../...

1.1.3 . Werkstoffe für den Bodenbelag

Typgenehmigungsnummer(n ) des Bauteils und/oder der Einrichtung:
oder

Grundwerkstoff(e)/Bezeichnung :

1.1.4 . Werkstoffe für die Sitzpolsterung

Typgenehmigungsnummer(n ) des Bauteils und/oder der Einrichtung:
oder

Grundwerkstoffe )/Bezeichnung : .../...

1.1.5 . Werkstoffe für Heizungs- und Belüftungsrohre

Typgenehmigungsnummer(n ) des Bauteils und/oder der Einrichtung:
oder

Grundwerkstoff(e)/Bezeichnung : .../...

1.1.6 Werkstoffe für Gepäckablagen

Typgenehmigungsnummer(n ) des Bauteils und/oder der Einrichtung:
oder

Grundwerkstoff(e)/Bezeichnung:

1.1.7 . Werkstoffe für sonstige Zwecke

Verwendungszweck :
Typgenehmigungsnummer(n ) des Bauteils und/oder der Einrichtung:
oder

Grundwerkstoff(e)/Bezeichnung :

1.1.8 . Als vollständige Einrichtungen genehmigte Bauteile

Genehmigungsnummer des Bauteils :
vollständige Einrichtung: Sitz , Trennwand, Gepäckablage usw . (') oder genaue Angabe

5 . Bemerkungen :

(') Nichtzutreffendes streichen .
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Anlage 2

MUSTER

[ Größtformat : A4 (210 x 297 mm )]

EWG-Typgenehmigungsbogen

Benachrichtigung über

— die Typgenehmigung ( ] )

— die Erweiterung der Typgenehmigung (')

— die Verweigerung der Typgenehmigung (')

— den Entzug der Typgenehmigung (')

für einen Typ eines Fahrzeugs/eines Bauteils/einer selbständigen technischen Einheit (') gemäß der Richtlinie
. ./. . ./EG .

Typgenehmigungsnummer

Grund für die Erweiterung:

ABSCHNITT I

0.1 . Fabrikmarke ( Firmenname des Herstellers ):

0.2 . Typ und Handelsbezeichnung(en ):

0.3 . Art der Typkennzeichnung, sofern am Fahrzeug/am Bauteil/an der selbständigen technichen
Einheit vorhanden (') ( 2 ):

0.3.1 . Anbringungsstelle dieser Kennzeichnung:

0.4 . Fahrzeugklasse (•'):
0.5 . Name und Anschrift des Herstellers :

0.7 . Im Fall von Bauteilen und selbständigen technischen Einheiten Lage und Anbringungsart des
EWG-Typgenehmigungszeichens :

0.8 . Anschrift(en ) der Fertigungsstätte(n ):

ABSCHNITT II

1 . Zusätzliche Angaben ( falls erforderlich ): siehe Addendum

2 . Für die Durchführung der Prüfungen zuständiger technischer Dienst :
3 . Datum des Prüfberichts :

4 . Nummer des Prüfberichts :

5 . ( ggf-) Bemerkungen : siehe Addendum
6 . Ort :

7 . Datum :

8 . Unterschrift:

9 . Eine Liste der bei der Genehmigungsbehörde hinterlegten Unterlagen , die auf Antrag eingesehen
werden können, liegt bei .

( ) Nichtzutreffendes streichen .
(•') Enthält die Typkennzeichnung Zeichen , die für die Beschreibung der von diesem Typgenehmigungsbogen erfaßten

Typen von Fahrzeugen, Bauteilen oder selbständigen technischen Einheiten nicht relevant sind , so sind diese Zeichen in
den Unterlagen durch das Symbol „?" darzustellen ( z.B. : ABC ?? 123 ??).

( ! ) Entsprechend der Definition in Anhang II A der Richtlinie 70/156/EWG .
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Addendum

zum EWG-Typgenehmigungsbogen Nr. . . . betreffend die Typgenehmigung von Werkstoffen der Innenaus­
stattung gemäß der Richtlinie . ./. . ./EG, zuletzt geändert durch die Richtlinie . ./. . ./EG

1 . ZUSÄTZLICHE ANGABEN

1.1 . Der Werkstoff ist für den Einhau mit folgendem Verwendungszweck geeignet :
— Dackverkleidung ('}
— Rück - oder Seitenwandverkleidung (')
— Bodenbelag (')
— Sitzpolsterung oder Überzug (')
— Heizungs- und Belüftungsrohr (')
— Gepäckablage (')
— sonstiger Verwendungszweck ( bitte angeben ):

Die als vollständige Einrichtungen ( Sitze , Trennwände , Gepäckablage usw. (')) geprüften Bauteile
sind für den Einbau in Fahrzeuge der Klasse M2/M3 (') geeignet .

1 . 2 . Die Einhaltung der Anforderungen hinsichtlich der Brenngeschwindigkeit wurde in
horizontaler (<—»)

/in vertikaler ( J )
T

/sowohl in horizontaler als auch in vertikaler Richtung (^ -^) überprüft (').
1

Die Einhaltung der Anforderungen hinsichtlich der Schmelzgeschwindigkeit wurde für Bauteile
gemäß Anhang V überprüft : Symbol (v).

Die Einhaltung der Anforderungen wurde für Bauteile , die als vollständige Einrichtungen
genehmigt wurden , überprüft : Symbol (ci)).

1.3 . Verwendungsbeschränkungen und Einbauanforderungen :

5 . Bemerkungen :

(') Nichtzutreffendes streichen .
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ANHANG IV

PRÜFUNG ZUR BESTIMMUNG DER HORIZONTALEN BRENNGESCHWINDIGKEIT
VON WERKSTOFFEN

1 . Prinzip

Die Probe wird horizontal in einem U-förmigen Träger angebracht und in einer Verbrennungs­
kammer 15 Sekunden lang dem Einwirken einer kleinen Flamme mit genau festgesetztem
Wärmevermögen ausgesetzt . Durch die Prüfung wird bestimmt, ob und wann die Flamme
ausgeht oder die Zeit, in der die Flamme eine gemessene Strecke durchläuft .

2 . Aufbau

2.1 . Die Brennkammer ( Abbildung 1 ), möglichst aus nichtrostendem Stahl , hat die in Abbildung 2
angegebenen Abmessungen . Auf der Vorderseite der Kammer befindet sich ein feuerfestes
Beobachtungsfenster, das die gesamte Vorderseite einnehmen kann und als Beschickungsöffnung
konstruiert sein kann .

Der Boden der Kammer enthält Luftlöcher, und der Deckel weist an seinem Umfang einen
durchgehenden Luftschlitz auf. Die Brennkammer steht auf vier 10 mm hohen Füßen .

Auf der einen Seite kann die Kammer mit einer Öffnung zur Einführung des bestückten
Prüfmusterhalters versehen sein ; auf der gegenüberliegenden Seite ist eine Öffnung für die
Gasleitung vorgesehen . Abtropfendes Material wird von einer Schale aufgefangen , die sich auf
dem Kammerboden zwischen den Luftlöchern befindet , ohne diese zu verdecken .

Abbildung 1

Beispiel einer Brennkammer mit Prüfmusterhalter und Tropfschale
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Abbildung 2

Beispiel einer Brennkammer
( Abmessungen in Millimetern )

Abbildung 3

Beispiel einer Tropfschale
( Abmessungen in Millimetern )

2.2 . Der Prüfmusterhalter besteht aus zwei U-förmigen Metallplatten oder Rahmen aus korrosions­
beständigem Werkstoff. Die Abmessungen sind in Abbildung 4 angegeben .

Die untere Platte ist mit Bolzen versehen , die obere Platte mit Löchern an den entsprechenden
Stellen , um eine feste Einspannung des Prüfmusters zu ermöglichen . Die Bolzen dienen auch als
Meßmarken für Anfang und Ende der Brennstrecke .

Ein Träger aus hitzebeständigen Drähten von 0,25 mm Durchmesser , die in Abständen von
25 mm über die untere Platte des Probenhairers gespannt sind ( siehe Abbildung 5 ), ist
mitzuliefern .

Die Unterseite des Prüfmusters muß 178 mm über der Bodenplatte liegen . Der Abstand der
Vorderkante des Prüfmusterhalters zur Seitenwand der Kammer muß 22 mm , der Abstand der
Längsseiten des Prüfmusterhalters zu den Seitenwänden der Kammer 50 mm beiragen ( alles
Innenabmessungen ) (siehe Abbildungen 1 und 2 ).
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Abbildung 4

Beispiel eines Prüfmusterhalters
( Abmessungen in Millimetern )

Abbildung 5

Beispiel eines Ausschnitts des unteren U-Rahmens mit Aussparungen für die Drähte
( Abmessungen in Millimetern )
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2.3 . Gasbrenner . Die kleine Flamme wird durch einen Bunsenbrenner mit einem Innendurchmesser
von 9,5 ± 0,5 mm erzeugt . Er ist so in der Prüfkammer angeordnet, daß der Düsenmittelpunkt
sich 19 mm unterhalb der Mitte der freien Unterkante des Prüfmusters befindet ( siehe Abbildung
2).

2.4 . Gas für die Prüfung . Das dem Bunsenbrenner zuzuführende Gas muß einen Heizwert von etwa
38 MJ/m3 haben ( z . B. Erdgas ).

2.5 . Metallkamm : er muß eine Länge von mindestens 10 mm haben , mit sieben bis acht leicht
abgerundeten Zähnen pro 25 mm Länge .

2.6 . Stoppuhr mit 0,5 s Genauigkeit .

2.7 . Rauchabzug. Die Brennkammer kann in den Abzug gestellt werden , wenn dessen Volumen
mindestens 20 und höchstens 100 mal demjenigen der Brennkammer entspricht und keine seiner
Abmessungen ( Höhe , Breite oder Länge ) das 2,5fache einer der anderen beiden Dimensionen
übersteigt .

Vor der Prüfung wird die vertikale Luftgeschwindigkeit durch den Abzug 100 mm vor und hinter
der vorgesehenen Lage der Brennkammer gemessen . Sie muß zwischen 0,10 m/s und 0,30 m/s
liegen , um den Prüfer vor Belästigungen durch Verbrennungsprodukte zu schützen . Es darf ein
Abzug mit natürlicher Lüftung und entsprechender Luftgeschwindigkeit verwendet werden .

3 . Prüfmuster

3.1 . Form und Abmessungen

3.1.1 . Die Form und die Abmessungen des Prüfmusters sind in Abbildung 6 angegeben . Die Prüfmuster­
dicke muß der Dicke des zu prüfenden Produkts entsprechen . Sie darf jedoch nicht größer als 13
mm sein . Für die Probenentnahme muß das Prüfmuster einen konstanten Querschnitt über seine
gesamte Länge haben .

Abbildung 6

Prüfmuster

( Abmessungen in Millimetern )

3.1.2 . Erlauben die Form und die Abmessungen eines Produkts nicht die Entnahme des Prüfmusters der
angegebenen Größe, so müssen die folgenden Mindestabmessungen eingehalten werden :
a ) Prüfmuster mit einer Breite von 3 mm bis 60 mm müssen 356 mm lang sein . In diesem Fall

wird der Werkstoff über die Breite geprüft .

b ) Prüfmuster mit einer Breite von 60 mm bis 100 mm müssen mindestens 138 mm lang sein . In
diesem Fall entspricht die mögliche Brennstrecke der Länge der Prüfmuster, wobei die
Messung beim ersten Meßpunkt beginnt .

3.2 . Entnahme des Prüfmusters

Die Prüfmuster sind dem zu prüfenden Werkstoff zu entnehmen . Bei Werkstoffen mit unter­
schiedlichen Brenngeschwindigkeiten je nach Richtung des Werkstoffs ist jede Richtung zu
prüfen . Die Prüfmuster werden so entnommen und in die Prüfeinrichtung gelegt, daß die höchste
Brenngeschwindigkeit gemessen wird .
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Wird der Werkstoff in bestimmte Breiten geschnitten geliefert, so muß von der gesamten Breite
mindestens ein 500 mm langes Stück herausgeschnitten werden . Von diesem herausgeschnittenen
Stück sind in einem Mindestabstand von 100 mm von der Kante des Werkstoffs und in den
gleichen Abständen voneinander Prüfmuster zu entnehmen .

Erlaubt es die Form der Produkte , so sind in der gleichen Weise Prüfmuster von den
Fertigprodukten zu entnehmen . Beträgt die Dicke des Prüfmusters mehr als 14 mm , so muß sie
mechanisch auf der Seite , die nicht dem Insassenraum zugewandt ist , auf 13 mm reduziert
werden . Ist dies nicht möglich , ist die Prüfung in Übereinstimmung mit dem technischen Dienst in
der ursprünglichen Breite des Werkstoffs durchzuführen , was im Prüfbericht zu erwähnen ist.

Verbundwerkstoffe ( siehe 2.10 des Anhangs I ) sind wie gleichförmige Stoffe zu prüfen .

Bei Werkstoffen aus überlagerten Schichten verschiedener Zusammensetzung, die nicht als
Verbundwerkstoffe gelten , werden alle Werkstoffschichten bis zu einer Tiefe von 13 mm von der
dem Fahrzeuginnenraum zugewandten Fläche einzeln geprüft .

3.3 . Konditionierung

Die Prüfmuster sind bis unmittelbar vor der Prüfung mindestens 24 Stunden und höchstens
7 Tage lang bei einer Temperatur von 23 °C ± 2 °C und einer relativen Feuchtigkeit von 50 %
± 5 % zu lagern .

4 . Verfahren

4.1 . Prüfmuster mit aufgerauhten oder flauschigen Oberflächen sind auf eine flache Oberfläche zu
legen und zweimal mit einem Kamm gegen den Flor zu kämmen ( 2.5 ).

4.2 . Das Prüfmuster ist mit der zu prüfenden Seite nach unten zur Flamme in den Prüfmusterhalter
( 2.2 ) zu legen .

4.3 . Die Gasflamme ist bei geschlossener Lufteinlaßöffnung des Brenners mit Hilfe der in der Kammer
angegebenen Marke auf eine Höhe von 38 mm einzustellen . Vor der ersten Prüfung muß die
Flamme zur Stabilisierung mindestens 1 Minute lang brennen .

4.4 . Der Prüfmusterhalter ist so in die Brennkammer zu schieben , daß das Ende des Prüfmusters der
Flamme ausgesetzt ist; nach 15 Sekunden ist die Gaszufuhr zu unterbrechen .

4.5 . Die Messung der Brenndauer beginnt in dem Augenblick , wo der Angriffspunkt der Flamme die
erste Meßmarkierung überschreitet . Die Ausbreitung der Flamme wird auf der Seite beobachtet,
auf der sie am schnellsten brennt ( die obere oder die untere Seite ).

4.6 . Die Messung der Brenndauer ist beendet , wenn die Flamme den letzten Meßpunkt erreicht hat
oder die Flamme erlischt , bevor sie den letzten' Meßpunkt erreicht hat . Erreicht die Flamme den
letzten Meßpunkt nicht , so wird die Brennstrecke bis zum Punkt des Erlöschens der Flamme
gemessen . Die Brennstrecke ist der Teil des Prüfmusters , der auf seiner Oberfläche oder im
Inneren durch Verbrennen zerstört wurde .

4.7 . Entzündet sich das Prüfmuster nicht oder brennt es nach Abschalten des Brenners nicht weiter
oder erlischt die Flamme , bevor der erste Meßpunkt erreicht wird , so daß keine Brennstrecke
gemessen werden kann , so ist die Brenngeschwindigkeit im Prüfbericht mit 0 mm/min . zu
bewerten .

4.8 . Bei Durchführung einer Serie von Prüfungen oder Wiederholungsprüfungen ist sicherzustellen ,
daß die Temperatur der Brennkammer und des Prüfmusterhalters vor dem Beginn der nächsten
Prüfung höchstens 30 °C beträgt .

5 . Berechnung

Die Brenngeschwindigkeit, B (*), in Millimetern pro Minute ergibt sich aus der Formel :

B = - x 60
t

dabei bedeuten :

s die Brennstrecke in Millimetern ,

t die Zeit , in der der Brand die Strecke s zurücklegt , in Sekunden.

{') Die Brenngeschwindigkeit ( B ) wird für jedes Prüfmuster nur berechnet , wenn die Flamme den letzten Meispunkt oder
das Ende des Prüfmusters erreicht .
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ANHANG V

PRÜFUNG ZUR BESTIMMUNG DES SCHMELZVERHALTENS VON WERKSTOFFEN

1 . Prinzip

Ein Prüfmuster wird in eine horizontale Lage gebracht und einem elektrischen Heizgerät
ausgesetzt . Unter der Probe wird ein Behälter zum Auffangen von Tropfen aufgestellt .

In den Behälter wird etwas Watte gelegt, damit festgestellt werden kann , ob die Tropfen
brennen .

2 . Aufbau

Die Prüfeinrichtung besteht aus (Abbildung 1 ):

a ) einem elektrischen Heizkörper ,
b ) einem Prüfmuster mit Gitter ,

c ) einem Behälter ( für entstehende Tropfen ),
d ) einer Stütze ( für die Prüfeinrichtung).

2.1 . Die Wärmequelle ist ein Heizkörper mit einer Nennleistung von 500 Watt . Die Bestrahlungsflä­
che besteht aus einer durchsichtigen Quarzscheibe mit einem Durchmesser von 100 ± J mm .

Die von dem Gerät ausgestrahlte Wärme, die auf einer zur Oberfläche des Heizkörpers parallelen
Oberfläche aus einer Entfernung von 30 mm gemessen wird, muß 3 W/cm2 betragen .

2.2 . Eichung

Zur Eichung des Heizkörpers ist ein Wärmeflußmeßgerät ( Radiometer ) vom Gardon(Folien)-Typ
mit einem herstellermäßig festgelegten Bereich von bis zu 10 W/cm2 zu verwenden .

Die Auftreffplatte für die Wärmestrahlung und möglicherweise in geringem Maß für die
Konvektion muß flach, rund , mit einem Durchmesser von unter 10 mm und einer dauerhaften
mattschwarzen Farbe beschichtet sein . Die Auftreffplatte muß von einem wassergekühlten
Gehäuse umgeben sein , dessen Vorderseite von einer flachen Scheibe aus geschliffenem Metall mit
einem Durchmesser von etwa 25 mm gebildet wird , die sich mit der Fläche der Auftreffplatte
deckt .

Die Wärmestrahlung darf nicht durch ein Fenster geleitet werden , bevor sie die Auftreffplatte
erreicht . Das Gerät muß robust, einfach in der Aufstellung und Handhabung, für Zugluft
unempfindlich und dauerhaft geeicht sein . Es muß eine Genauigkeit von ± 3 % und eine
Wiederholbarkeit von 0,5 % aufweisen .

Die Eichung des Wärmeflußmeßgeräts muß, immer wenn der Heizkörper neu geeicht wird , durch
Vergleich mit einem Gerät, das als Bezugsstandard dient und zu keinem anderen Zweck
verwendet wird , erneut überprüft werden . Das Bezugsstandardgerät ist jährlich gemäß einer
nationalen Norm neu zu eichen .

2.2.1 . Eichkontrolle

Die durch die Energieeinwirkung erzeugte Bestrahlungsdichte , die gemäß der ursprünglichen
Eichung einer Bestrahlungsdichte von 3 Watt/cm2 entspricht , ist häufig zu kontrollieren ( minde­
stens einmal alle 50 Betriebsstunden ), und das Gerät ist neu zu eichen , wenn eine solche
Kontrolle eine Abweichung von über 0,06 Watt/cm2 beträgt .

2.2.2 . Eich verfahren

Das Gerät ist an einem zugluftgeschützten Platz aufzustellen ( höchstens 0,2 m/s ).

Das Wärmeflußmeßgerät wird in dem Gerät anstelle des Prüfmusters so angebracht, daß die
Auftreffplatte des Wärmeflußmeßgeräts mitten in der Oberfläche des Heizkörpers liegt .

Dann wird die Stromzufuhr eingeschaltet und dem Regler, der zur Erreichung einer Bestrahlungs­
dichte von 3 W/cm2 im Zentrum der Heizkörperoberfläche erforderlich ist , Energie zugeführt .
Nach der Regelung der Energiezufuhr zur Erreichung des Wertes von 3 W/cm2 sollte während
eines Zeitraums von 5 Minuten keine weitere Regelung vorgenommen werden , damit eine
Stabilisierung erreicht werden kann .
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2.3 . Der Prüfmusterträger besteht aus einem Metallring ( Abbildung 1 ). Auf ihm liegt ein Geflecht aus
nichtrostendem Stahldraht mit folgenden Abmessungen auf:
— Innendurchmesser : 118 mm

— Maschenlücke : 2,10 mm2

— Drahtdurchmesser : 0,70 mm

2.4 . Der Tropfenfänger ist ein zylindrischer Behälter mit einem Innendurchmesser von 118 mm und
einer Tiefe von 12 mm . Er ist mit Watte gefüllt.

2.5 . Die unter Absatz 2.1 , 2.3 und 2.4 beschriebenen Teile werden von einer senkrechten Säule
gestützt .

Der Heizkörper wird am oberen Teil so gehalten , daß die strahlende Fläche waagerecht steht und
nach unten strahlt. Mit einem in die Säule eingebauten Hebel kann der Träger des Heizkörpers
langsam angehoben werden . Durch einen Riegel wird sichergestellt, daß der Heizkörper in seine
normale Lage zurückgebracht werden kann .

In ihrer Normallage fluchten die Achsen des Heizkörpers, des Prüfmusterträgers und des
Tropfenfängers .

3 . Prüfmuster

Die Prüfmuster müssen 70 mm x 70 mm groß sein .

Wenn die Form des Produkts es gestattet , müssen die Prüfmuster auf die gleiche Art wie die
Fertigprodukte entnommen werden . Ist das Produkt mehr als 13 mm dick, ist es auf der nicht
nach dem Innenraum zeigenden entgegengesetzten Seite durch ein mechanisches Verfahren auf 13
mm zu verringern . Ist das nicht möglich , ist der Prüfversuch in Übereinstimmung mit dem
technischen Dienst auf der ursprünglichen Breite des Werkstoffs durchzuführen , was im Prüfbe­
richt zu erwähnen ist .

Verbundwerkstoffe ( siehe 2.10 des Anhangs I ) sind wie gleichförmige Stoffe zu prüfen .

Im Fall von Werkstoffen , die aus mehreren übereinanderliegenden Schichten verschiedener
Zusammensetzung bestehen und nicht als Verbundwerkstoffe gelten , sind alle Schichten des
Werkstoffs bis zu einer Tiefe von 1 3 mm von der dem Insassenraum zugewandten Seite
ausgehend einzeln zu prüfen .

Die Gesamtmasse der zu prüfenden Probe muß mindestens 2 g betragen . Liegt die Masse einer
Probe unter diesem Wert, ist eine ausreichende Zahl von Proben hinzuzufügen .

Sind die beiden Seiten des Werkstoffs unterschiedlich , sind beide Seiten zu prüfen , was bedeutet,
daß acht Proben zu prüfen sind .

Die Prüfmuster und die Watte sind bis unmittelbar vor der Prüfung mindestens 24 Stunden lang
bei einer Temperatur von 23 ± 2 °C und einer relativen Feuchtigkeit von 50 ± 5 % zu
lagern .

4 . Verfahren

Das Prüfmuster wird auf den Träger gelegt, und dieser wird so eingestellt, daß der Abstand
zwischen der Oberfläche des Heizkörpers und der Oberseite des Prüfmusters 30 mm beträgt .

Der Behälter mit der Watte wird in einem Abstand von 300 mm unter dem Gitter des
Prüfmusterträgers aufgestellt.

Der Heizkörper wird so verschoben , daß er nicht auf das Prüfmuster strahlt, und eingeschaltet .
Hat er seine volle Leistung erreicht , wird er über dem Prüfmuster eingestellt, und die Zeit
läuft .

Schmilzt oder verformt sich der Werkstoff, wird die Höhe des Heizkörpers geändert und auf
einen Abstand von 30 mm gebracht .

Entzündet sich der Werkstoff, wird der Fleizkörper drei Sekunden später zur Seite geschoben . Er
wird in seine Lage zurückgebracht, wenn die Flamme erloschen ist , und das gleiche Verfahren
wird während der ersten fünf Minuten des Prüfversuchs so oft wie nötig wiederholt .

Nach der fünften Minute des Prüfversuchs :

i ) Ist das Prüfmuster erloschen ( ob es sich während der ersten fünf Minuten des Prüfversuchs
entzündet hat oder nicht ), ist der Heizkörper in seiner Stellung zu belassen , selbst wenn das
Prüfmuster sich erneut entzündet .
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ii ) Brennt der Werkstoff, ist das Erlöschen abzuwarten , bevor der Heizkörper erneut in Stellung
gebracht wird .

In dem einen wie dem anderen Fall ist der Versuch für weitere fünf Minuten fortzusetzen .

5 . Ergebnisse

Die beobachteten Erscheinungen werden im Versuchsprotokoll notiert, wie zum Beispiel :
— das eventuelle Herabfallen von brennenden oder nicht brennenden Tropfen ,
— ob sich die Watte entzündet hat .

Abbildung 1

( Abmessungen in Millimetern )
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ANHANG VI

PRÜFUNG ZUR BESTIMMUNG DER SENKRECHTEN BRENNGESCHWINDIGKEIT
VON WERKSTOFFEN

1 . Prinzip

Dieser Prüfversuch besteht darin , in senkrechter Lage gehaltene Werkstoffe einer Flamme
auszusetzen und die Geschwindigkeit , mit der sich die Flamme über dem Werkstoff ausbreitet, zu
prüfen .

2 . Aufbau

Die Vorrichtung besteht aus
a ) einem Probenhalter ,

b ) einem Brenner,

c ) einem Belüftungssystem zum Absaugen von Gas und Verbrennungsrückständen ,
d ) einer Schablone,

e ) Markierungsfäden aus merzerisierter Baumwolle mit einer linearen Dichte von höchstens 50
tex .

2.1 . Der Probenhalter besteht aus einem rechteckigen Rahmen von 560 mm Höhe und zwei im
Abstand von 150 mm fest miteinander verbundenen parallelen Stäben , auf denen Stifte befestigt
sind zum Anbringen des Prüfmusters , das sich mindestens 20 mm parallel vom Rahmen entfernt
befindet . Die Befestigungsstifte haben einen Durchmesser von höchstens 2 mm und eine Länge
von mindestens 27 mm . Die Stifte werden auf den parallelen Stäben , wie in Abbildung 1 gezeigt,
angebracht . Der Rahmen wird an einem geeigneten Halter befestigt, damit die Stäbe während des
Prüfversuchs senkrecht stehen . ( Um das Prüfmuster in einer Ebene parallel zum Rahmen zu
halten , können neben den Stiften Abstandshalter angebracht werden .)

2.2 . Der Brenner ist in Abbildung 3 beschrieben .

Das Gas für den Brenner kann entweder handelsübliches Propan- oder Butangas sein .

Der Brenner wird vor dem Prüfmuster etwas unterhalb so aufgestellt , daß er in einer Ebene mit
der senkrechten Mittellinie des Prüfmusters liegt und senkrecht zu seiner Oberseite ( siehe
Abbildung 2 ) und daß seine Längsachse gegenüber der Senkrechten um 30 Grad zur unteren
Kante des Prüfmusters geneigt ist . Der Abstand zwischen der Spitze des Brenners und dem
unteren Rand des Prüfmusters beträgt 20 mm .

2.3 . Die Prüfvorrichtung kann in einen Rauchabzug gestellt werden , wenn dessen Volumen minde­
stens 20 und höchstens 110 mal demjenigen der Prüfvorrichtung entspricht und keine seine
Abmessungen ( Höhe , Breite oder Länge ) das 2,5fache einer der anderen beiden Dimensionen
übersteigt . Vor der Prüfung wird die vertikale Luftgeschwindigkeit durch den Abzug 100 mm vor
und hinter der engültigen Lage der Prüfvorrichtung gemessen . Sie muß zwischen 0,10 m pro
Sekunde und 0,30 m pro Sekunde liegen , um den Prüfer vor Belästigungen durch Verbrennungs­
produkte zu schützen . Es darf ein Abzug mit natürlicher Lüftung und entsprechender Luftge­
schwindigkeit verwendet werden .

2.4 . Es wird eine flache, starre Schablone aus geeignetem Material und von einer dem Prüfmuster
entsprechenden Größe verwendet . In die Schablone werden Löcher von etwa 2 mm Durchmesser
gebohrt und so angebracht , daß die Abstände zwischen den Mittelpunkten der Löcher den
Abständen zwischen den Stiften auf den Rahmen entsprechen ( siehe Abbildung 1 ). Die Löcher
befinden sich in gleichen Abständen um die senkrechten Mittellinien der Schablone .

3 . Prüfmuster

3.1 . Die Abmessungen der Prüfmuster sind 560 x 170 mm .

3.2 . Die Prüfmuster sind unmittelbar vor der Prüfung mindestens 24 Stunden lang bei einer
Temperatur von 23 ± 2 °C und einer relativen Feuchtigkeit von 50 ± 5 % zu lagern .

4 . Verfahren

4.1 . Die Prüfung wird bei einer Temperatur zwischen 10 und 30 °C und einer relativen Luftfeuchtig­
keit zwischen 15 und 80 % durchgeführt .
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4.2 . Der Brenner wird zwei Minuten lang vorgeheizt . Die Höhe der Flamme wird auf 40 ± 2 mm
eingestellt, gemessen zwischen dem oberen Rand des Brennerrohrs und der Spitze des gelben Teils
der Flamme, wobei der Brenner senkrecht ausgerichtet und die Flamme bei schwachem Licht
beobachtet wird .

4.3 . Die Prüfmuster werden an den Stiften des Prüfrahmens angebracht, wobei sichergestellt werden
muß, daß die Stifte durch die markierten Punkte der Schablone hindurchgeführt werden und daß
sich das Prüfmuster mindestens in einem Abstand von 20 mm vom Rahmen befindet . Der
Rahmen wird so am Halter befestigt, daß das Prüfmuster senkrecht steht .

4.4 . Die Markierungsfäden werden vor dem Prüfmuster horizontal an den in Abbildung 1 gezeigten
Stellen befestigt . An jeder Stelle wird der Faden in eine Schlinge gelegt, so daß zwei Abschnitte
jeweils 1 mm und 5 mm von der Ebene der Vorderseite des Prüfmusters entfernt sind . Jede
Schleife wird an einem geeigneten Zeitmeßgerät befestigt . Der Faden muß hinreichend gespannt
sein , damit er seine Lage zum Prüfmuster nicht verändert .

4.5 . Die Flamme wird fünf Sekunden lang auf das Prüfmuster gerichtet . Es wird davon ausgegangen ,
daß das Prüfmuster sich entzündet hat, wenn es nach der Beseitigung der entzündenden Flamme
fünf Sekunden lang weiterbrennt . Tritt keine Entzündung auf, läßt man die Flamme 15 Sekunden
lang auf ein anders konditioniertes Prüfmuster einwirken .

4.6 . Überschreitet ein Ergebnis bei einer Serie von drei Prüfmustern das Mindestergebnis um 50 % , so
ist eine andere Serie von drei Prüfmustern für die gleiche Richtung oder Oberfläche zu prüfen .
Wenn in einer Serie von drei Prüfmustern ein oder zwei Prüfmuster nicht bis zum obersten
Markierungsfaden verbrennen , ist eine weitere Serie von drei Prüfmustern für die gleiche
Richtung oder Oberfläche zu prüfen .

4.7. Folgende Zeiten ( in Sekunden ) sind zu messen :

a ) die Zeit vom Beginn der Einwirkung der Flamme bis zur Abtrennung des ersten Markierungs­
fadens ( tl );

b ) die Zeit vom Beginn der Einwirkung der Flamme bis zur Abtrennung des zweiten Markie­
rungsfadens ( t2 );

c ) die Zeit vom Beginn der Einwirkung der Flamme bis zur Abtrennung des dritten Markie­
rungsfadens ( t3 ).

5 . Ergebnisse

Die beobachteten Erscheinungen sind im Prüfprotokoll niederzuschreiben und müssen einschlie­
ßen :

— die jeweilige Brenndauer: tl , t2 und t3 in Sekunden ,

— die jeweils entsprechenden verbrannten Strecken : dl , d2 und d3 in mm .

Die Brenngeschwindigkeiten vi , v2 und v3 sind , falls zutreffend , ( für jede Probe, wenn die
Flamme mindestens den ersten Markierungsfaden erreicht ) wie folgt zu berechnen :

v; = — x 60 ( mm/Min .)
t;

Es wird die höchste Brenngeschwindigkeit von vi , v2 und v3 in Betracht gezogen .
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Abbildung 1
Prüfmusterträger

( Abmessungen in Millimetern )

Abbildung 2
Lage des Brenners beim Entzünden

( Abmessungen in Millimetern )
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a) Gasbrennervorrichtung

A-A
c) Flammenstabilisator

b) Gasdüse (*) Teiikreisdurchmesser : 4,4 mm

Abbildung 3

Gasbrenner

( Abmessungen in Millimetern )
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RICHTLINIE 95/46/EG DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 24 . Oktober 1995

zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien
Datenverkehr

den freien Verkehr von Waren, Personen, Dienstlei­
stungen und Kapital gewährleisten soll , ist es nicht
nur erforderlich , daß personenbezogene Daten von
einem Mitgliedstaat in einen anderen Mitgliedstaat
übermittelt werden können, sondern auch, daß die
Grundrechte der Personen gewahrt werden .

(4 ) Immer häufiger werden personenbezogene Daten in
der Gemeinschaft in den verschiedenen Bereichen
wirtschaftlicher und sozialer Tätigkeiten verarbei­
tet . Die Fortschritte der Informationstechnik
erleichtern die Verarbeitung und den Austausch
dieser Daten beträchtlich .

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft , insbesondere auf Artikel 100a ,

auf Vorschlag der Kommission (*),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschus­
ses ( 2 ),

gemäß dem Verfahren des Artikels 189b des Ver­
trags ( 3 ),

in Erwägung nachstehender Gründe :

( 1 ) Die Ziele der Gemeinschaft, wie sie in dem durch
den Vertrag über die Europäische Union geänder­
ten Vertrag festgelegt sind , bestehen darin, einen
immer engeren Zusammenschluß der europäischen
Völker zu schaffen , engere Beziehungen zwischen
den in der Gemeinschaft zusammengeschlossenen
Staaten herzustellen, durch gemeinsames Handeln
den wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt zu
sichern , indem die Europa trennenden Schranken
beseitigt werden, die ständige Besserung der
Lebensbedingungen ihrer Völker zu fördern, Frie­
den und Freiheit zu wahren und zu festigen und
für die Demokratie einzutreten und sich dabei auf
die in den Verfassungen und Gesetzen der Mit­
gliedstaaten sowie in der Europäischen Konvention
zum Schutze der Menschenrechte und Grundfrei­
heiten anerkannten Grundrechte zu stützen .

( 2 ) Die Datenverarbeitungssysteme stehen im Dienste
des Menschen; sie haben, ungeachtet der Staatsan­
gehörigkeit oder des Wohnorts der natürlichen
Personen , deren Grundrechte und -freiheiten und
insbesondere deren Privatsphäre zu achten und
zum wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt, zur
Entwicklung des Handels sowie zum Wohlergehen
der Menschen beizutragen .

( 3 ) Für die Errichtung und das Funktionieren des
Binnenmarktes , der gemäß Artikel 7a des Vertrags

( 5 ) Die wirtschaftliche und soziale Integration , die sich
aus der Errichtung und dem Funktionieren des
Binnenmarktes im Sinne von Artikel 7a des Ver­
trags ergibt, wird notwendigerweise zu einer spür­
baren Zunahme der grenzüberschreitenden Ströme
personenbezogener Daten zwischen allen am wirt­
schaftlichen und sozialen Leben der Mitgliedstaa­
ten Beteiligten im öffentlichen wie im privaten
Bereich führen . Der Austausch personenbezogener
Daten zwischen in verschiedenen Mitgliedstaaten
niedergelassenen Unternehmen wird zunehmen . Die
Verwaltungen der Mitgliedstaaten sind aufgrund
des Gemeinschaftsrechts gehalten , zusammenzuar­
beiten und untereinander personenbezogene Daten
auszutauschen, um im Rahmen des Raums ohne
Grenzen, wie er durch den Binnenmarkt hergestellt
wird , ihren Auftrag erfüllen oder Aufgaben anstelle
der Behörden eines anderen Mitgliedstaats durch­
führen zu können .

( 6 ) Die verstärkte wissenschaftliche und technische
Zusammenarbeit sowie die koordinierte Einfüh­
rung neuer Telekommunikationsnetze in der Ge­
meinschaft erfordern und erleichtern den grenz­
überschreitenden Verkehr personenbezogener Da­
ten .

(•) ABl . Nr. C 277 vom 5 . 11 . 1990, S. 3 , und ABl . Nr . C 31 1
vom 27. 11 . 1992 , S. 30 .

( 2 ) ABl . Nr . C 159 vom 17. 6 . 1991 , S. 38 .

( 7 ) Das unterschiedliche Niveau des Schutzes der
Rechte und Freiheiten von Personen, insbesondere
der Privatsphäre , bei der Verarbeitung personenbe­
zogener Daten in den Mitgliedstaaten kann die
Übermittlung dieser Daten aus dem Gebiet eines
Mitgliedstaats in das Gebiet eines anderen Mit­
gliedstaats verhindern . Dieses unterschiedliche
Schutzniveau kann somit ein Hemmnis für die
Ausübung einer Reihe von Wirtschaftstätigkeiten
auf Gemeinschaftsebene darstellen , den Wettbe­
werb verfälschen und die Erfüllung des Auftrags

( 3 ) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 11 . März
1992 ( ABl . Nr . C 94 vom 13 . 4 . 1992, S. 198 ), bestätigt am
2 . Dezember 1993 ( ABl . Nr . C 342 vom 20 . 12 . 1993 ,
S. 30 ). Gemeinsamer Standpunkt des Rates vom 20 . Februar
1995 ( ABl . Nr . C 93 vom 13 . 4 . 1995 , S. 1 ) und Beschluß
des Europäischen Parlaments vom 15 . Juni 1995 ( ABl . Nr . C
166 vom 3 . 7 . 1995 ).
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der im Anwendungsbereich des Gemeinschafts­
rechts tätigen Behörden verhindern . Dieses unter­
schiedliche Schutzniveau ergibt sich aus der Ver­
schiedenartigkeit der einzelstaatlichen Rechts - und
Verwaltungsvorschriften .

( 8 ) Zur Beseitigung der Hemmnisse für den Verkehr
personenbezogener Daten ist ein gleichwertiges
Schutzniveau hinsichtlich der Rechte und Freiheiten
von Personen bei der Verarbeitung dieser Daten in
allen Mitgliedstaaten unerläßlich . Insbesondere un­
ter Berücksichtigung der großen Unterschiede , die
gegenwärtig zwischen den einschlägigen einzelstaat­
lichen Rechtsvorschriften bestehen , und der Not­
wendigkeit , die Rechtsvorschriften der Mitglied­
staaten zu koordinieren , damit der grenzüberschrei­
tende Fluß personen bezogener Daten kohärent und
in Übereinstimmung mit dem Ziel des Binnenmark­
tes im Sinne des Artikels 7a des Vertrags geregelt
wird , läßt sich dieses für den Binnenmarkt grundle­
gende Ziel nicht allein durch das Vorgehen der
Mitgliedstaaten verwirklichen . Deshalb ist eine
Maßnahme der Gemeinschaft zur Angleichung der
Rechtsvorschriften erforderlich .

( 11 ) Die in dieser Richtlinie enthaltenen Grundsätze
zum Schutz der Rechte und Freiheiten der Perso­
nen, insbesondere der Achtung der Privatsphäre ,
konkretisieren und erweitern die in dem Überein­
kommen des Europarats vom 28 . Januar 1981 zum
Schutze der Personen bei der automatischen Verar­
beitung personenbezogener Daten enthaltenen
Grundsätze .

( 12 ) Die Schutzprinzipien müssen für alle Verarbeitun­
gen personenbezogener Daten gelten , sobald die
Tätigkeiten des für die Verarbeitung Verantwortli­
chen in den Anwendungsbereich des Gemein­
schaftsrechts fallen . Auszunehmen ist die Datenver­
arbeitung, die von einer natürlichen Person in
Ausübung ausschließlich persönlicher oder familiä­
rer Tätigkeiten — wie zum Beispiel Schriftverkehr
oder Führung von Anschriftenverzeichnissen —
vorgenommen wird

( 13 ) Die in den Titeln V und VI des Vertrags über die
Furopäische Union genannten Tätigkeiten , die die
öffentliche Sicherheit, die Landesverteidigung, die
Sicherheit des Staates oder die Tätigkeiten des
Staates im Bereich des Strafrechts betreffen , fallen
unbeschadet der Verpflichtungen der Mitgliedstaa­
ten gemäß Artikel 56 Absatz 2 sowie gemäß den
Artikeln 57 und 100a des Vertrags zur Gründung
der Europäischen Gemeinschaft nicht in den
Anwendungsbereich des Gemeinschaftsrechts . Die
Verarbeitung personenbezogener Daten , die zum
Schutz des wirtschaftlichen Wohls des Staates
erforderlich ist, fällt nicht unter diese Richtlinie ,
wenn sie mit Fragen der Sicherheit des Staates
zusammenhängt.

( 14 ) In Anbetracht der Bedeutung der gegenwärtigen
Fintwicklung im Zusammenhang mit der Informa­
tionsgesellschaft bezüglich Techniken der Erfas­
sung, Übermittlung, Veränderung, Speicherung,
Aufbewahrung oder Weitergabe von personenbezo­
genen Ton- und Bilddaten muß diese Richtlinie
auch auf die Verarbeitung dieser Daten Anwen­
dung finden .

( 15 ) Die Verarbeitung solcher Daten wird von dieser
Richtlinie nur erfaßt, wenn sie automatisiert erfolgt
oder wenn die Daten , auf die sich die Verarbeitung
bezieht, in Dateien enthalten oder für solche
bestimmt sind , die nach bestimmten personenbezo­
genen Kriterien strukturiert sind , um einen leichten
Zugriff auf die Daten zu ermöglichen .

( 16 ) Die Verarbeitung von Ton - und Bilddaten, wie bei
der Videoüberwachung, fällt nicht unter diese
Richtlinie , wenn sie für Zwecke der öffentlichen
Sicherheit , der Landesverteidigung, der Sicherheit
des Staates oder der Tätigkeiten des Staates im
Bereich des Strafrechts oder anderen Tätigkeiten
erfolgt, die nicht unter das Gemeinschaftsrecht
fallen .

( 17 ) Bezüglich der Verarbeitung von Ton- und Bild­
daten für journalistische , literarische oder künstle­

( 9 ) Die Mitgliedstaaten dürfen aufgrund des gleichwer­
tigen Schutzes, der sich aus der Angleichung der
einzelstaatlichen Rechtsvorschriften ergibt, den
freien Verkehr personenbezogener Daten zwischen
ihnen nicht mehr aus Gründen behindern, die den
Schutz der Rechte und Freiheiten natürlicher Perso­
nen und insbesondere das Recht auf die Privat­
sphäre betreffen . Die Mitgliedstaaten besitzen einen
Spielraum , der im Rahmen der Durchführung der
Richtlinie von den Wirtschafts - und Sozialpartnern
genutzt werden kann . Sie können somit in ihrem
einzelstaatlichen Recht allgemeine Bedingungen für
die Rechtmäßigkeit der Verarbeitung festlegen .
Flierbei streben sie eine Verbesserung des gegen­
wärtig durch ihre Rechtsvorschriften gewährten
Schutzes an . Innerhalb dieses Spielraums können
unter Beachtung des Gemeinschaftsrechts Unter­
schiede bei der Durchführung der Richtlinie auftre­
ten , was Auswirkungen für den Datenverkehr
sowohl innerhalb eines Mitgliedstaats als auch in
der Gemeinschaft haben kann .

( 10 ) Gegenstand der einzelstaatlichen Rechtsvorschrif­
ten über die Verarbeitung personenbezogener
Daten ist die Gewährleistung der Achtung der
Grundrechte und -freiheiten , insbesondere des auch
in Artikel 8 der Europäischen Konvention zum
Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten
und in den allgemeinen Grundsätzen des Gemein­
schaftsrechts anerkannten Rechts auf die Privat­
sphäre . Die Angleichung dieser Rechtsvorschriften
darf deshalb nicht zu einer Verringerung des durch
diese Rechtsvorschriften garantierten Schutzes füh­
ren, sondern muß im Gegenteil darauf abzielen , in
der Gemeinschaft ein hohes Schutzniveau sicherzu­
stellen .
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rische Zwecke , insbesondere im audiovisuellen Regelungen für bestimmte Bereiche , wie zum Bei­
Bereich , finden die Grundsätze dieser Richtlinie spiel die statistischen Ämter , sicherstellen .
gemäß Artikel 9 eingeschränkt Anwendung.

( 24 ) Diese Richtlinie berührt nicht die Rechtsvorschrif­
ten zum Schutz juristischer Personen bei der Verar­
beitung von Daten , die sich auf sie beziehen .

( 18 ) Um zu vermeiden , daß einer Person der gemäß
dieser Richtlinie gewährleistete Schutz vorenthalten
wird , müssen auf jede in der Gemeinschaft erfolgte
Verarbeitung personenbezogener Daten die Rechts­
vorschriften eines Mitgliedstaats angewandt wer­
den . Es ist angebracht, auf die Verarbeitung, die
von einer Person , die dem in dem Mitgliedstaat
niedergelassenen für die Verarbeitung Verantwort­
lichen unterstellt ist , vorgenommen werden , die
Rechtsvorschriften dieses Staates' anzuwenden .

( 25 ) Die Schutzprinzipien finden zum einen ihren Nie­
derschlag in den Pflichten , die den Personen,
Behörden , Unternehmen , Geschäftsstellen oder an­
deren für die Verarbeitung verantwortlichen Stellen
obliegen ; diese Pflichten betreffen insbesondere die
Datenqualität , die technische Sicherheit, die Mel­
dung bei der Kontrollstelle und die Voraussetzun­
gen , unter denen eine Verarbeitung vorgenommen
werden kann . Zum anderen kommen sie zum Aus­
druck in den Rechten der Personen , deren Daten
Ciegenstand von Verarbeitungen sind , über diese
informiert zu werden , Zugang zu den Daten zu
erhalten , ihre Berichtigung verlangen bzw . unter
gewissen Voraussetzungen Widerspruch gegen die
Verarbeitung einlegen zu können .

( 19 ) Eine Niederlassung im Hoheitsgebiet eines Mit­
gliedstaats setzt die effektive und tatsächliche Aus­
übung einer Tätigkeit mittels einer festen Einrich­
tung voraus . Die Rechtsform einer solchen Nieder­
lassung, die eine Agentur oder eine Zweigstelle sein
kann , ist in dieser Hinsicht nicht maßgeblich .
Wenn der Verantwortliche im Hoheitsgebiet meh­
rerer Mitgliedstaaten niedergelassen ist , insbeson­
dere mit einer Filiale , muß er vor allem zu Vermei­
dung von Umgehungen sicherstellen , daß jede die­
ser Niederlassungen die Verpflichtungen einhält,
die im jeweiligen einzelstaatlichen Recht vorgese­
hen sind , das auf ihre jeweiligen Tätigkeiten
anwendbar ist .

( 26 ) Die Schutzprinzipien müssen für alle Informationen
über eine bestimmte oder bestimmbare Person gel­
ten . Bei der Entscheidung , ob eine Person bestimm­
bar ist, sollten alle Mittel berücksichtigt werden,
die vernünftigerweise entweder von dem Verant­
wortlichen für die Verarbeitung oder von einem
Dritten eingesetzt werden könnten , um die betref­
fende Person zu bestimmen . Die Schutzprinzipien
finden keine Anwendung auf Daten , die derart
anonymisiert sind , daß die betroffene Person nicht
mehr identifizierbar ist . Die Verhaltensregeln im
Sinne des Artikels 27 können ein nützliches Instru­
ment sein , mit dem angegeben wird , wie sich die
Daten in einer Form anonymisieren und aufbewah­
ren lassen , die die Identifizierung der betroffenen
Person unmöglich macht .

( 20 ) Die Niederlassung des für die Verarbeitung Verant­
wortlichen in einem Drittland darf dem Schutz der
Personen gemäß dieser Richtlinie nicht entgegenste­
hen . In diesem Fall sind die Verarbeitungen dem
Recht des Mitgliedstaats zu unterwerfen , in dem
sich die für die betreffenden Verarbeitungen ver­
wendeten Mittel befinden , und Vorkehrungen zu
treffen , um sicherzustellen , daß die in dieser Richt­
linie vorgesehenen Richte und Pflichten tatsächlich
eingehalten werden .

( 21 ) Diese Richtlinie berührt nicht die im Strafrecht
geltenden Territorialitätsregeln .

( 22 ) Die Mitgliedstaaten können in ihren Rechtsvor­
schriften oder bei der Durchführung der Vorschrif­
ten zur Umsetzung dieser Richtlinie die allgemeinen
Bedingungen präzisieren , unter denen die Verarbei­
tungen rechtmäßig sind . Insbesondere nach Artikel
5 in Verbindung mit den Artikeln 7 und 8 können
die Mitgliedstaaten neben den allgemeinen Regeln
besondere Bedingungen für die Datenverarbeitung
in spezifischen Bereichen und für die verschiedenen
Datenkategorien gemäß Artikel 8 vorsehen .

( 23 ) Die Mitgliedstaaten können den Schutz von Perso­
nen sowohl durch ein allgemeines Gesetz zum
Schutz von Personen bei der Verarbeitung perso­
nenbezogener Daten als auch durch gesetzliche

(27 ) Datenschutz muß sowohl für automatisierte als
auch für nicht automatisierte Verarbeitungen gel­
ten . In der Tat darf der Schutz nicht von den
verwendeten Techniken abhängen , da andernfalls
ernsthafte Risiken der Umgehung entstehen wür­
den . Bei manuellen Verarbeitungen erfaßt diese
Richtlinie lediglich Dateien , nicht jedoch unstruk­
turierte Akten . Insbesondere muß der Inhalt einer
Datei nach bestimmten personenbezogenen Krite­
rien strukturiert sein , die einen leichten Zugriff auf
die Daten ermöglichen . Nach der Definition in
Artikel 2 Buchstabe c ) können die Mitgliedstaaten
die Kriterien zur Bestimmung der Elemente einer
strukturierten Sammlung personenbezogener Daten
sowie die verschiedenen Kriterien zur Regelung des
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Zugriffs zu einer solchen Sammlung festlegen .
Akten und Aktensammlungen sowie ihre Deckblät­
ter , die nicht nach bestimmten Kriterien struktu­
riert sind , fallen unter keinen Umständen in den
Anwendungsbereich dieser Richtlinie .

( 28 ) Die Verarbeitung personenbezogener Daten muß
gegenüber den betroffenen Personen nach Treu
und Glauben erfolgen . Sie hat den angestrebten
Zweck zu entsprechen, dafür erheblich zu sein und
nicht darüber hinauszugehen . Die Zwecke müssen
eindeutig und rechtmäßig sein und bei der Datener­
hebung festgelegt werden . Die Zweckbestimmun­
gen der Weiterverarbeitung nach der Erhebung
dürfen nicht mit den ursprünglich festgelegten
Zwecken unvereinbar sein .

( 29 ) Die Weiterverarbeitung personenbezogener Daten
für historische , statistische oder wissenschaftliche
Zwecke ist im allgemeinen nicht als unvereinbar
mit den Zwecken der vorausgegangenen Datener­
hebung anzusehen , wenn der Mitgliedstaat geeig­
nete Garantien vorsieht . Diese Garantien müssen
insbesondere ausschließen, daß die Daten für Maß­
nahmen oder Entscheidungen gegenüber einzelnen
Betroffenen verwendet werden .

( 30 ) Die Verarbeitung personenbezogener Daten ist nur
dann rechtmäßig, wenn sie auf der Einwilligung
der betroffenen Person beruht oder notwendig ist
im Hinblick auf den Abschluß oder die Erfüllung
eines für die betroffene Person bindenden Vertrags ,
zur Erfüllung einer gesetzlichen Verpflichtung, zur
Wahrnehmung einer Aufgabe im öffentlichen Inter­
esse , in Ausübung hoheitlicher Gewalt oder wenn
sie im Interesse einer anderen Person erforderlich
ist, vorausgesetzt, daß die Interessen oder die
Rechte und Freiheiten der betroffenen Person nicht
überwiegen . Um den Ausgleich der in Frage stehen­
den Interessen unter Gewährleistung eines effekti­
ven Wettbewerbs sicherzustellen , können die Mit­
gliedstaaten insbesondere die Bedingungen näher
bestimmen , unter denen personenbezogene Daten
bei rechtmäßigen Tätigkeiten im Rahmen laufender
Geschäfte von Unternehmen und anderen FLinrich­
tungen an Dritte weitergegeben werden können .
Ebenso können sie die Bedingungen festlegen , unter
denen personenbezogene Daten an Dritte zum
Zweck der kommerziellen Werbung oder der Wer­
bung von Wohltätigkeitsverbänden oder anderen
Vereinigungen oder Stiftungen, z . B. mit politischer
Ausrichtung, weitergegeben werden können, und
zwar unter Berücksichtigung der Bestimmungen
dieser Richtlinie, nach denen betroffene Personen
ohne Angabe von Gründen und ohne Kosten
Widerspruch gegen die Verarbeitung von Daten,
die sie betreffen, erheben können .

( 31 ) Die Verarbeitung personenbezogener Daten ist
ebenfalls als rechtmäßig anzusehen, wenn sie
erfolgt , um ein für das Leben der betroffenen
Person wesentliches Interesse zu schützen .

( 32 ) Es ist nach einzelstaatlichem Recht festzulegen, ob
es sich bei dem für die Verarbeitung Verantwortli­
chen , der mit der Wahrnehmung einer Aufgabe
betraut wurde, die im öffentlichen Interesse liegt
oder in Ausübung hoheitlicher Gewalt erfolgt, um
eine Behörde oder um eine andere unter das öffent­
liche Recht oder das Privatrecht fallende Person,
wie beispielsweise eine Berufsvereinigung, handeln
soll .

( 33 ) Daten , die aufgrund ihrer Art geeignet sind , die
Grundfreiheiten oder die Privatsphäre zu beein­
trächtigen, dürfen nicht ohne ausdrückliche Einwil­
ligung der betroffenen Person verarbeitet werden .
Ausnahmen von diesem Verbot müssen ausdrück­
lich vorgesehen werden bei spezifischen "Notwen­
digkeiten , insbesondere wenn die Verarbeitung die­
ser Daten für gewisse auf das Gesundheitswesen
bezogene Zwecke von Personen vorgenommen
wird , die nach dem einzelstaatlichen Recht dem
Berufsgeheimnis unterliegen , oder wenn die Verar­
beitung für berechtigte Tätigkeiten bestimmter Ver­
einigungen oder Stiftungen vorgenommen wird ,
deren Ziel es ist , die Ausübung von Grundfreihei­
ten zu ermöglichen .

( 34 ) Die Mitgliedstaaten können , wenn dies durch ein
wichtiges öffentliches Interesse gerechtfertigt ist,
Ausnahmen vom Verbot der Verarbeitung sensibler
Datenkategorien vorsehen in Bereichen wie dem
öffentlichen Gesundheitswesen und der sozialen
Sicherheit — insbesondere hinsichtlich der Siche­
rung von Qualität und Wirtschaftlichkeit der Ver­
fahren zur Abrechnung von Leistungen in den
sozialen Krankenversicherungssystemen —, der
wissenschaftlichen Forschung und der öffentlichen
Statistik . Die Mitgliedstaaten müssen jedoch geeig­
nete besondere Garantien zum Schutz der Grund­
rechte und der Privatsphäre von Personen vorse­
hen .

( 35 ) Die Verarbeitung personenbezogener Daten durch
staatliche Stellen für verfassungsrechtlich oder im
Völkerrecht niedergelegte Zwecke von staatlich
anerkannten Religionsgesellschaften erfolgt eben­
falls im Hinblick auf ein wichtiges öffentliches
Interesse .

( 36 ) Wenn es in bestimmten Mitgliedstaaten zum Funk­
tionieren des demokratischen Systems gehört, daß
die politischen Parteien im Zusammenhang mit
Wahlen Daten über die politische Einstellung von
Personen sammeln , kann die Verarbeitung derarti­
ger Daten aus Gründen eines wichtigen öffentli­
chen Interesses zugelassen werden, sofern angemes­
sene Garantien vorgesehen werden .

( 37 ) Für die Verarbeitung personenbezogener Daten zu
journalistischen, literarischen oder künstlerischen
Zwecken, insbesondere im audiovisuellen Bereich ,
sind Ausnahmen von bestimmten Vorschriften die­
ser Richtlinie vorzusehen , soweit sie erforderlich
sind , um die Grundrechte der Person mit der
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der automatisierten Verarbeitung der sie betreffen­
den Daten, zumindest im Fall automatisierter Ent­
scheidungen im Sinne des Artikels 15 Absatz 1 ,
besitzen . Dieses Recht darf weder das Geschäftsge­
heimnis noch das Recht an geistigem Eigentum,
insbesondere das Urheberrecht zum Schutz von
Software , berühren . Dies darf allerdings nicht dazu
führen, daß der betroffenen Person jegliche Aus­
kunft verweigert wird .

(42 ) Die Mitgliedstaaten können die Auskunfts- und
Informationsrechte im Interesse der betroffenen
Person oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten
Dritter einschränken . Zum Beispiel können sie vor­
sehen , daß Auskunft über medizinische Daten nur
über ärztliches Personal erhalten werden kann.

Freiheit der Meinungsäußerung und insbesondere
der Freiheit , Informationen zu erhalten oder wei­
terzugeben, die insbesondere in Artikel 10 der
Europäischen Konvention zum Schutze der Men­
schenrechte und der Grundfreiheiten garantiert ist ,
in Einklang zu bringen . Es obliegt deshalb den
Mitgliedstaaten , unter Abwägung der Grundrechte
Ausnahmen und Einschränkungen festzulegen , die
bei den allgemeinen Maßnahmen zur Rechtmäßig­
keit der Verarbeitung von Daten, bei den Maßnah­
men zur Übermittlung der Daten in Drittländer
sowie hinsichtlich der Zuständigkeiten der Kon­
trollstellen erforderlich sind , ohne daß jedoch Aus­
nahmen bei den Maßnahmen zur Gewährleistung
der Sicherheit der Verarbeitung vorzusehen sind .
Ferner sollte mindestens die in diesem Bereich
zuständige Kontrollstelle bestimmte nachträgliche
Zuständigkeiten erhalten, beispielsweise zur regel­
mäßigen Veröffentlichung eines Berichts oder zur
Befassung der Justizbehörden .

( 38 ) Datenverarbeitung nach Treu und Glauben setzt
voraus , daß die betroffenen Personen in der Lage
sind , das Vorhandensein einer Verarbeitung zu
erfahren und ordnungsgemäß und umfassend über
die Bedingungen der Erhebung informiert zu wer­
den , wenn Daten bei ihnen erhoben werden .

( 39 ) Bestimmte Verarbeitungen betreffen Daten , die der
Verantwortliche nicht unmittelbar bei der betroffe­
nen Person erhoben hat. Des weiteren können
Daten rechtmäßig an Dritte weitergegeben werden ,
auch wenn die Weitergabe bei der Erhebung der
Daten bei der betroffenen Person nicht vorgesehen
war . In diesen Fällen muß die betroffene Person
zum Zeitpunkt der Speicherung der Daten oder
spätestens bei der erstmaligen Weitergabe der
Daten an Dritte unterrichtet werden .

(43 ) Die Mitgliedstaaten können Beschränkungen des
Auskunfts - und Informationsrechts sowie bestimm­
ter Pflichten des für die Verarbeitung Verantwortli­
chen vorsehen , soweit dies beispielsweise für die
Sicherheit des Staates , die Landesverteidigung, die
öffentliche Sicherheit, für zwingende wirtschaftli­
che oder finanzielle Interessen eines Mitgliedstaats
oder der Union oder für die F>mittlung und Verfol­
gung von Straftaten oder von Verstößen gegen
Standesregeln bei reglementierten Berufen erforder­
lich ist . Als Ausnahmen und Beschränkungen sind
Kontroll -, Überwachungs- und Ordnungsfunktio­
nen zu nennen , die in den drei letztgenannten
Bereichen in bezug auf öffentliche Sicherheit , wirt­
schaftliches oder finanzielles Interesse und Strafver­
folgung erforderlich sind . Die Erwähnung der Auf­
gaben in diesen drei Bereichen läßt die Zulässigkeit
von Ausnahmen und Einschränkungen aus Grün­
den der Sicherheit des Staates und der Landesver­
teidigung unberührt .

(44 ) Die Mitgliedstaaten können aufgrund gemein­
schaftlicher Vorschriften gehalten sein , von den das
Auskunftsrecht, die Information der Personen und
die Qualität der Daten betreffenden Bestimmungen
dieser Richtlinie abzuweichen , um bestimmte der
obengenannten Zweckbestimmungen zu schützen .

(45 ) Auch wenn die Daten Gegenstand einer rechtmäßi­
gen Verarbeitung aufgrund eines öffentlichen Inter­
esses , der Ausübung hoheitlicher Gewalt oder der
Interessen eines einzelnen sein können , sollte doch
jede betroffene Person das Recht besitzen , aus
überwiegenden , schutzwürdigen , sich aus ihrer
besonderen Situation ergebenden Gründen Wider­
spruch dagegen einzulegen , daß die sie betreffenden
Daten verarbeitet werden . Die Mitgliedstaaten kön­
nen allerdings innerstaatliche Bestimmungen vorse­
hen , die dem entgegenstehen .

(46 ) Für den Schutz der Rechte und Freiheiten der
betroffenen Personen bei der Verarbeitung perso­
nenbezogener Daten müssen geeignete technische

(40 ) Diese Verpflichtung erübrigt sich jedoch , wenn die
betroffene Person bereits unterrichtet ist . Sie
besteht auch nicht, wenn die Speicherung oder
Weitergabe durch Gesetz ausdrücklich vorgesehen
ist oder wenn die Unterrichtung der betroffenen
Person unmöglich ist oder unverhältnismäßigen
Aufwand erfordert , was bei Verarbeitungen für
historische , statistische oder wissenschaftliche
Zwecke der Fall sein kann . Diesbezüglich können
die Zahl der betroffenen Personen, das Alter der
Daten und etwaige Ausgleichsmaßnahmen in
Betracht gezogen werden .

( 41 ) Jede Person muß ein Auskunftsrecht hinsichtlich
der sie betreffenden Daten, die Gegenstand einer
Verarbeitung sind , haben, damit sie sich insbeson­
dere von der Richtigkeit dieser Daten und der
Zulässigkeit ihrer Verarbeitung überzeugen kann .
Aus denselben Gründen muß jede Person außerdem
das Recht auf Auskunft über den logischen Aufbau
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und organisatorische Maßnahmen getroffen wer­
den , und zwar sowohl zum Zeitpunkt der Planung
des Verarbeitungssystems als auch zum Zeitpunkt
der eigentlichen Verarbeitung, um insbesondere
deren Sicherheit zu gewährleisten und somit jede
unrechtmäßige Verarbeitung zu verhindern . Die
Mitgliedstaaten haben dafür Sorge zu tragen , daß
der für die Verarbeitung Verantwortliche diese
Maßnahmen einhält . Diese Maßnahmen müssen
unter Berücksichtigung des Standes der Technik
und der bei ihrer Durchführung entstehenden
Kosten ein Schutzniveau gewährleisten , das den
von der Verarbeitung ausgehenden Risiken und der
Art der zu schützenden Daten angemessen ist .

( 47 ) Wird eine Nachricht , die personenbezogene Daten
enthält , über Telekommunikationsdienste oder
durch elektronische Post übermittelt , deren einziger
Zweck darin besteht, Nachrichten dieser Art zu
übermitteln , so gilt in der Regel die Person , von
der die Nachricht stammt, und nicht die Person ,
die den Übermittlungsdienst anbietet , als Verant­
wortlicher für die Verarbeitung der in der Nach­
richt enthaltenen personenbezogenen Daten . Je­
doch gelten die Personen , die diese Dienste anbie­
ten , in der Regel als Verantwortliche für die Verar­
beitung der personenbezogenen Daten , die zusätz­
lich für den Betrieb des Dienstes erforderlich sind .

( 48 ) Die Meldeverfahren dienen der Offenlegung der
Zweckbestimmungen der Verarbeitungen sowie
ihrer wichtigsten Merkmale mit dem Zweck der
Überprüfung ihrer Vereinbarkeit mit den einzel­
staatlichen Vorschriften zur Umsetzung dieser
Richtlinie .

( 49 ) Um unangemessene Verwaltungsformalitäten zu
vermeiden , können die Mitgliedstaaten bei Verar­
beitungen , bei denen eine Beeinträchtigung der
Rechte und Freiheiten der Betroffenen nicht zu
erwarten ist , von der Meldepflicht absehen oder sie
vereinfachen , vorausgesetzt , daß diese Verarbeitun­
gen den Bestimmungen entsprechen , mit denen der
Mitgliedstaat die Grenzen solcher Verarbeitungen
festgelegt hat . Eine Befreiung oder eine Vereinfa­
chung kann ebenso vorgesehen werden , wenn ein
vom für die Verarbeitung Verantwortlichen be­
nannter Datenschutzbeauftragter sicherstellt , daß
eine Beeinträchtigung der Rechte und Freiheiten
der Betroffenen durch die Verarbeitung nicht zu
erwarten ist . Ein solcher Beauftragter, ob Ange­
stellter des für die Verarbeitung Verantwortlichen
oder externer Beauftragter , muß seine Aufgaben in
vollständiger Unabhängigkeit ausüben können .

( 50 ) Die Befreiung oder Vereinfachung kann vorgesehen
werden für Verarbeitungen , deren einziger Zweck
das Führen eines Registers ist , das gemäß einzel­
staatlichem Recht zur Information der Öffentlich­
keit bestimmt ist und entweder der gesamten
Öffentlichkeit oder allen Personen, die ein berech­
tigtes Interesse nachweisen können, zur Einsicht­
nahme offensteht .

( 51 ) Die Vereinfachung oder Befreiung von der Melde­
pflicht entbindet jedoch den für die Verarbeitung
Verantwortlichen von keiner der anderen sich aus
dieser Richtlinie ergebenen Verpflichtungen .

( 52 ) In diesem Zusammenhang ist die nachträgliche
Kontrolle durch die zuständigen Stellen im allge­
meinen als ausreichende Maßnahme anzusehen .

( 53 ) Bestimmte Verarbeitungen können jedoch aufgrund
ihrer Art, ihrer Tragweite oder ihrer Zweckbestim­
mung — wie beispielsweise derjenigen , betroffene
Personen von der Inanspruchnahme eines Rechts ,
einer Eeistung oder eines Vertrags auszuschließen
— oder aufgrund der besonderen Verwendung
einer neuen Technologie besondere Risiken im
Hinblick auf die Rechte und Freiheiten der betrof­
fenen Personen aufweisen . F^s obliegt den Mitglied­
staaten , derartige Risiken in ihren Rechtsvorschrif­
ten aufzuführen , wenn sie dies wünschen .

( 54 ) Bei allen in der Gesellschaft durchgeführten Verar­
beitungen sollte die Zahl der Verarbeitungen mit
solchen besonderen Risiken sehr beschränkt sein .
Die Mitgliedstaaten müssen für diese Verarbeitun­
gen vorsehen, daß vor ihrer Durchführung eine
Vorabprüfung durch die Kontrollstelle oder in
Zusammenarbeit mit ihr durch den Datenschutzbe­
auftragten vorgenommen wird . Als Ergebnis dieser
Vorabprüfung kann die Kontrollstelle gemäß ein­
zelstaatlichem Recht eine Stellungnahme abgeben
oder die Verarbeitung genehmigen . Diese Prüfung
kann auch bei der Ausarbeitung einer gesetzgeberi­
schen Maßnahme des nationalen Parlaments oder
einer auf eine solche gesetzgeberische Maßnahme
gestützten Maßnahme erfolgen , die die Art der
Verarbeitung und geeignete Garantien festlegt .

( 55 ) Für den Fall der Mißachtung der Rechte der
betroffenen Personen durch den für die Verarbei­
tung Verantwortlichen ist im nationalen Recht eine
gerichtliche Überprüfungsmöglichkeit vorzusehen .
Mögliche Schäden, die den Personen aufgrund
einer unzulässigen Verarbeitung entstehen , sind
von dem für die Verarbeitung Verantwortlichen zu
ersetzen, der von seiner Flaftung befreit werden
kann, wenn er nachweist , daß der Schaden ihm
nicht angelastet werden kann , insbesondere weil
ein Fehlverhalten der betroffenen Person oder ein
Fall höherer Gewalt vorliegt . Unabhängig davon,
ob es sich um eine Person des Privatrechts oder des
öffentlichen Rechts handelt, müssen Sanktionen
jede Person treffen , die die einzelstaatlichen Vor­
schriften zur Umsetzung dieser Richtlinie nicht
einhält .

( 56 ) Grenzüberschreitender Verkehr von personenbezo­
genen Daten ist für die Entwicklung des internatio­
nalen Fiandels notwendig . Der in der Gemeinschaft
durch diese Richtlinie gewährte Schutz von Perso­
nen steht der Übermittlung personenbezogener
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Daten in Drittländer, die ein angemessenes Schutz­
niveau aufweisen, nicht entgegen . Die Angemessen­
heit des Schutzniveaus , das ein Drittland bietet, ist
unter Berücksichtigung aller Umstände im Hinblick
auf eine Übermittlung oder eine Kategorie von
Übermittlungen zu beurteilen .

( 63 ) Diese Stellen sind mit den notwendigen Mitteln für
die Erfüllung dieser Aufgabe auszustatten , d . h .
Untersuchungs- und Einwirkungsbefugnissen , ins­
besondere bei Beschwerden , sowie Klagerecht . Die
Kontrollstellen haben zur Transparenz der Verar­
beitungen in dem Mitgliedstaat beizutragen, dem
sie unterstehen .

( 57 ) Bietet hingegen ein Drittland kein angemessenes
Schutzniveau , so ist die Übermittlung personenbe­
zogener Daten in dieses Land zu untersagen . ( 64 ) Die Behörden der verschiedenen Mitgliedstaaten

werden einander bei der Wahrnehmung ihrer Auf­
gaben unterstützen müssen , um sicherzustellen , daß
die Schutzregeln in der ganzen Europäischen Union
beachtet werden .

( 65 ) Auf Gemeinschaftsebene ist eine Arbeitsgruppe für
den Schutz der Rechte von Personen bei der Verar­
beitung personenbezogener Daten einzusetzen , die
ihre Aufgaben in völliger Unabhängigkeit wahrzu­
nehmen hat . Unter Berücksichtigung dieses beson­
deren Charakters hat sie die Kommission zu bera­
ten und insbesondere zur einheitlichen Anwendung
der zur Umsetzung dieser Richtlinie erlassenen ein­
zel staatlichen Vorschriften beizutragen .

( 58 ) Ausnahmen von diesem Verbot sind unter
bestimmten Voraussetzungen vorzusehen , wenn die
betroffene Person ihre Einwilligung erteilt hat oder
die Übermittlung im Rahmen eines Vertrags oder
Gerichtsverfahrens oder zur Wahrung eines wichti­
gen öffentlichen Interesses erforderlich ist , wie zum
Beispiel bei internationalem Datenaustausch zwi­
schen Steuer - oder Zollverwaltungen oder zwischen
Diensten , die für Angelegenheiten der sozialen
Sicherheit zuständig sind . Ebenso kann eine Über­
mittlung aus einem gesetzlich vorgesehenen Regi­
ster erfolgen , das der öffentlichen Einsichtnahme
oder der Einsichtnahme durch Personen mit
berechtigtem Interesse dient . In diesem Fall sollte
eine solche Übermittlung nicht die Gesamtheit oder
ganze Kategorien der im Register enthaltenen
Daten umfassen . Ist ein Register zur Einsichtnahme
durch Personen mit berechtigtem Interesse be­
stimmt, so sollte die Übermittlung nur auf Antrag
dieser Person oder nur dann erfolgen , wenn diese
Person die Adressaten der Übermittlung sind .

( 66 ) Für die Übermittlung von Daten in Drittländern ist
es zur Anwendung dieser Richtlinie erforderlich ,
der Kommission Durchführungsbefugnisse zu über­
tragen und ein Verfahren gemäß den Bestimmun­
gen des Beschlusses 87/373/EWG des Rates (') fest­
zulegen .

( 59 ) Besondere Maßnahmen können getroffen werden ,
um das unzureichende Schutzniveau in einem Dritt­
land auszugleichen , wenn der für die Verarbeitung
Verantwortliche geeignete Sicherheiten nachweist .
Außerdem sind Verfahren für die Verhandlungen
zwischen der Gemeinschaft und den betreffenden
Drittländern vorzusehen .

( 67 ) Am 20 . Dezember 1994 wurde zwischen dem
Europäischen Parlament , dem Rat und der Kom­
mission ein Modus vivendi betreffend die Maßnah­
men zur Durchführung der nach dem Verfahren
des Artikels 189b des EG-Vertrag erlassenen
Rechtsakte vereinbart .

( 60 ) Übermittlungen in Drittstaaten dürfen auf jeden
Fall nur unter voller Einhaltung der Rechtsvor­
schriften erfolgen , die die Mitgliedstaaten gemäß
dieser Richtlinie , insbesondere gemäß Artikel 8 ,
erlassen haben .

( 68 ) Die in dieser Richtlinie enthaltenen Grundsätze des
Schutzes der Rechte und Freiheiten der Personen
und insbesondere der Achtung der Privatsphäre bei
der Verarbeitung personenbezogener Daten können
— besonders für bestimmte Bereiche — durch
spezifische Regeln ergänzt oder präzisiert werden ,
die mit diesen Grundsätzen in Einklang stehen .( 61 ) Die Mitgliedstaaten und die Kommission müssen in

ihren jeweiligen Zuständigkeitsbereichen die be­
troffenen Wirtschaftskreise ermutigen , Verhaltens­
regeln auszuarbeiten , um unter Berücksichtigung
der Besonderheiten der Verarbeitung in bestimmten
Bereichen die Durchführung dieser Richtlinie im
Einklang mit den hierfür vorgesehenen einzelstaat­
lichen Bestimmungen zu fördern .

( 69 ) Den Mitgliedstaaten sollte eine Frist von längstens
drei Jahren ab Inkrafttreten ihrer Vorschriften zur
Umsetzung dieser Richtlinie eingeräumt werden,
damit sie die neuen einzelstaatlichen Vorschriften
fortschreitend auf alle bereits laufenden Verarbei­
tungen anwenden können . Um eine kosteneffiziente
Durchführung dieser Vorschriften zu erleichtern ,( 62 ) Die Einrichtung unabhängiger Kontrollstellen in

den Mitgliedstaaten ist ein wesentliches Element
des Schutzes der Personen bei der Verarbeitung
personenbezogener Daten . (') ABl . Nr . I. 197 vom 18 . 7 . 1987 , S. 33 .
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wird den Mitgliedstaaten eine weitere Frist von
zwölf Jahren nach Annahme dieser Richtlinie ein­
geräumt, um die Anpassung bestehender manueller
Dateien an bestimmte Vorschriften dieser Richtlinie
sicherzustellen . Werden in solchen Dateien enthal­
tene Daten während dieser erweiterten Umset­
zungsfrist manuell verarbeitet, so sollten die
Dateien zum Zeitpunkt der Verarbeitung mit die­
sen Vorschriften in Einklang gebracht werden .

Erfüllung eines in freier Willenserklärung geschlos­
senen Vertrags erforderlich ist und vor Inkrafttre­
ten der genannten Vorschriften mitgeteilt wurde .

( 71 ) Diese Richtlinie steht den gesetzlichen Regelungen
eines Mitgliedstaats im Bereich der geschäftsmäßi­
gen Werbung gegenüber in seinem Hoheitsgebiet
ansässigen Verbrauchern nicht entgegen, sofern
sich diese gesetzlichen Regelungen nicht auf den
Schutz der Person bei der Verarbeitung personen­
bezogener Daten beziehen .

( 72 ) Diese Richtlinie erlaubt bei der Umsetzung der mit
ihr festgelegten Grundsätze die Berücksichtigung
des Grundsatzes des öffentlichen Zugangs zu amtli­

( 70 ) .Die betroffene Person braucht nicht erneut ihre chen Dokumenten —
Einwilligung zu geben, damit der Verantwortliche
nach Inkrafttreten der einzelstaatlichen Vorschrif­
ten zur Umsetzung dieser Richtlinie eine Verarbei­
tung sensibler Daten fortführen kann , die für die HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

KAPITEL I

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1

Gegenstand der Richtlinie

( 1 ) Die Mitgliedstaaten gewährleisten nach den Bestim­
mungen dieser Richtlinie den Schutz der Grundrechte und
Grundfreiheiten und insbesondere den Schutz der Privat­
sphäre natürlicher Personen bei der Verarbeitung perso­
nenbezogener Daten .

( 2 ) Die Mitgliedstaaten beschränken oder untersagen
nicht den freien Verkehr personenbezogener Daten zwi­
schen Mitgliedstaaten aus Gründen des gemäß Absatz 1
gewährleisteten Schutzes .

Artikel 2

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck

a ) „ personenbezogene Daten " alle Informationen über
eine bestimmte oder bestimmbare natürliche Person
(„ betroffene Person "); als bestimmbar wird eine Per­
son angesehen, die direkt oder indirekt identifiziert
werden kann, insbesondere durch Zuordnung zu einer
Kennummer oder zu einem oder mehreren spezifi­
schen Elementen , die Ausdruck ihrer physischen, phy­
siologischen, psychischen, wirtschaftlichen, kulturellen
oder sozialen Identität sind ;

b ) „ Verarbeitung personenbezogener Daten " („Verarbei­
tung") jeden mit oder ohne Hilfe automatisierter
Verfahren ausgeführten Vorgang oder jede Vorgangs­

reihe im Zusammenhang mit personenbezogenen
Daten wie das Erheben , das Speichern, die Organisa­
tion , die Aufbewahrung, die Anpassung oder Verän­
derung, das Auslesen , das Abfragen, die Benutzung,
die Weitergabe durch Übermittlung, Verbreitung oder
jede andere Form der Bereitstellung, die Kombination
oder die Verknüpfung sowie das Sperren, Löschen
oder Vernichten ;

c ) „ Datei mit personenbezogenen Daten" („Datei ") jede
strukturierte Sammlung personenbezogener Daten, die
nach bestimmten Kriterien zugänglich sind , gleichgül­
tig ob diese Sammlung zentral , dezentralisiert oder
nach funktionalen oder geographischen Gesichtspunk­
ten aufgeteilt geführt wird ;

d ) „ für die Verarbeitung Verantwortlicher " die natürli­
che oder juristische Person , Behörde , Einrichtung oder
jede andere Stelle , die allein oder gemeinsam mit
anderen über die Zwecke und Mittel der Verarbeitung
von personenbezogenen Daten entscheidet . Sind die
Zwecke und Mittel der Verarbeitung von personenbe­
zogenen Daten in einzelstaatlichen oder gemeinschaft­
lichen Rechts - und Verwaltungsvorschriften festgelegt,
so können der für die Verarbeitung Verantwortliche
bzw . die spezifischen Kriterien für seine Benennung
durch einzelstaatliche oder gemeinschaftliche Rechts­
vorschriften bestimmt werden ;

e ) „ Auftragsverarbeiter " die natürliche oder juristische
Person, Behörde , Einrichtung oder jede andere Stelle ,
die personenbezogene Daten im Auftrag des für die
Verarbeitung Verantwortlichen verarbeitet ;
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f) „ Dritter " die natürliche oder juristische Person ,
Behörde, Einrichtung oder jede andere Stelle, außer
der betroffenen Person, dem für die Verarbeitung
Verantwortlichen, dem Auftragsverarbeiter und den
Personen, die unter der unmittelbaren Verantwortung
des für die Verarbeitung Verantwortlichen oder des
Auftragsverarbeiters befugt sind , die Daten zu verar­
beiten ;

g ) „ Empfänger " die natürliche oder juristische Person ,
Behörde, Einrichtung oder jede andere Stelle, die
Daten erhält , gleichgültig , ob es sich bei ihr um einen
Dritten handelt oder nicht . Behörden, die im Rahmen
eines einzelnen Untersuchungsauftrags möglicherweise
Daten erhalten , gelten jedoch nicht als Empfänger;

h ) „ Einwilligung der betroffenen Person " jede Willensbe­
kundung, die ohne Zwang, für den konkreten Fall
und in Kenntnis der Sachlage erfolgt und mit der die
betroffene Person akzeptiert , daß personenbezogene
Daten, die sie betreffen, verarbeitet werden .

wirtschaftlichen Wohls , wenn die Verarbeitung die
Sicherheit des Staates berührt ) und die Tätigkeiten des
Staates im strafrechtlichen Bereich ;

— die von einer natürlichen Person zur Ausübung aus­
schließlich persönlicher oder familiärer Tätigkeiten
vorgenommen wird .

Artikel 4

Anwendbares einzelstaatliches Recht

( 1 ) Jeder Mitgliedstaat wendet die Vorschriften , die er
zur Umsetzung dieser Richtlinie erläßt, auf alle Verarbei­
tungen personenbezogener Daten an ,
a ) die im Rahmen der Tätigkeiten einer Niederlassung

ausgeführt werden , die der für die Verarbeitung Ver­
antwortliche im Hoheitsgebiet dieses Mitgliedstaats
besitzt . Wenn der Verantwortliche eine Niederlassung
im Hoheitsgebiet mehrerer Mitgliedstaaten besitzt,
ergreift er die notwendigen Maßnahmen, damit jede
dieser Niederlassungen die im jeweils anwendbaren
einzelstaatlichen Recht festgelegten Verpflichtungen
einhält ;

b ) die von einem für die Verarbeitung Verantwortlichen
ausgeführt werden , der nicht in seinem Hoheitsgebiet,
aber an einem Ort niedergelassen ist, an dem das
einzelstaatliche Recht dieses Mitgliedstaats gemäß
dem internationalen öffentlichen Recht Anwendung
findet ;

c ) die von einem für die Verarbeitung Verantwortlichen
ausgeführt werden, der nicht im Gebiet der Gemein­
schaft niedergelassen ist und zum Zwecke der Verar­
beitung personenbezogener Daten auf automatisierte
oder nicht automatisierte Mittel zurückgreift, die im
Hoheitsgebiet des betreffenden Mitgliedstaats belegen
sind , es sei denn, daß diese Mittel nur zum Zweck der
Durchfuhr durch das Gebiet der Europäischen
Gemeinschaft verwendet werden .

( 2 ) In dem in Absatz 1 Buchstabe c ) genannten Fall hat
der für die Verarbeitung Verantwortliche einen im
Hoheitsgebiet des genannten Mitgliedstaats ansässigen
Vertreter zu benennen, unbeschadet der Möglichkeit eines
Vorgehens gegen den für die Verarbeitung Verantwortli­
chen selbst .

Artikel 3

Anwendungsbereich

( 1 ) Diese Richtlinie gilt für die ganz oder teilweise
automatisierte Verarbeitung personenbezogener Daten
sowie für die nicht automatisierte Verarbeitung personen­
bezogener Daten , die in einer Datei gespeichert sind oder
gespeichert werden sollen .

( 2 ) Diese Richtlinie findet keine Anwendung auf die
Verarbeitung personenbezogener Daten,

— die für die Ausübung von Tätigkeiten erfolgt, die
nicht in den Anwendungsbereich des Gemeinschafts­
rechts fallen , beispielsweise Tätigkeiten gemäß den
Titeln V und VI des Vertrags über die Europäische
Union, und auf keinen Fall auf Verarbeitungen betref­
fend die öffentliche Sicherheit, die Landesverteidi­
gung, die Sicherheit des Staates ( einschließlich seines

KAPITEL II

ALLGEMEINE BEDINGUNGEN FÜR DIE RECHTMÄSSIGKEIT DER VERARBEITUNG
PERSONENBEZOGENER DATEN

Artikel 5

Die Mitgliedstaaten bestimmen nach Maßgabe dieses Kapitels die Voraussetzungen näher, unter
denen die Verarbeitung personenbezogener Daten rechtmäßig ist .
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ABSCHNITT I

GRUNDSÄTZE IN BEZUG AUF DIE QUALITÄT DER
DATEN

Artikel 6

( 1 ) Die Mitgliedstaaten sehen vor , daß personenbezo­
gene Daten

d ) die Verarbeitung ist erforderlich für die Wahrung
lebenswichtiger Interessen der betroffenen Person ;

e ) die Verarbeitung ist erforderlich für die Wahrneh­
mung einer Aufgabe , die im öffentlichen Interesse liegt
oder in Ausübung öffentlicher Gewalt erfolgt und
dem für die Verarbeitung Verantwortlichen oder dem
Dritten , dem die Daten übermittelt werden, übertra­
gen wurde;

f ) die Verarbeitung ist erforderlich zur Verwirklichung
des berechtigten Interesses , das von dem für die
Verarbeitung Verantwortlichen oder von dem bzw .
den Dritten wahrgenommen wird , denen die Daten
übermittelt werden , sofern nicht das Interesse oder die
Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen Per­
son , die gemäß Artikel 1 Absatz 1 geschützt sind ,
überwiesen .

ABSCHNITT III

BESONDERE KATEGORIEN DER VERARBEITUNG

Artikel 8

Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener
Daten

( 1 ) Die Mitgliedstaaten untersagen die Verarbeitung per­
sonenbezogener Daten, aus denen die rassische und ethni­
sche Herkunft, politische Meinungen , religiöse oder phi­
losophische Überzeugungen oder die Gewerkschaftszuge­
hörigkeit hervorgehen , sowie von Daten über Gesundheit
oder Sexualleben .

( 2 ) Absatz 1 findet in folgenden Fällen keine Anwen­
dung :
a ) Die betroffene Person hat ausdrücklich in die Verar­

beitung der genannten Daten eingewilligt, es sei denn ,
nach den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats kann
das Verbot nach Absatz 1 durch die Einwilligung der
betroffenen Person nicht aufgehoben werden ;
oder

b ) die Verarbeitung ist erforderlich, um den Rechten und
Pflichten des für die Verarbeitung Verantwortlichen
auf dem Gebiet des Arbeitsrechts Rechnung zu tragen ,
sofern dies aufgrund von einzelstaatlichem Recht, das
angemessene Garantien vorsieht, zulässig ist;
oder

c ) die Verarbeitung ist zum Schutz lebenswichtiger Inter­
essen der betroffenen Person oder eines Dritten erfor­
derlich , sofern die Person aus physischen oder rechtli­
chen Gründen außerstande ist , ihre Einwilligung zu
geben ;
oder

d ) die Verarbeitung erfolgt auf der Grundlage angemes­
sener Garantien durch eine politisch , philosophisch ,
religiös oder gewerkschaftlich ausgerichtete Stiftung ,
Vereinigung oder sonstige Organisation, die keinen
Erwerbszweck verfolgt, im Rahmen ihrer rechtmäßi­
gen Tätigkeiten und unter der Voraussetzung, daß
sich die Verarbeitung nur auf die Mitglieder der
Organisation oder auf Personen, die im Zusammen­
hang mit deren Tätigkeitszweck regelmäßige Kontakte
mit ihr unterhalten , bezieht und die Daten nicht ohne

a ) nach Treu und Glauben und auf rechtmäßige Weise
verarbeitet werden;

b ) für festgelegte eindeutige und rechtmäßige Zwecke
erhoben und nicht in einer mit diesen Zweckbestim­
mungen nicht zu vereinbarenden Weise weiterverar­
beitet werden . Die Weiterverarbeitung von Daten zu
historischen , statistischen oder wissenschaftlichen
Zwecken ist im allgemeinen nicht als unvereinbar mit
den Zwecken der vorausgegangenen Datenerhebung
anzusehen , sofern die Mitgliedstaaten geeignete
Garantien vorsehen ;

c ) den Zwecken entsprechen , für die sie erhoben und/
oder weiterverarbeitet werden, dafür erheblich sind
und nicht darüber hinausgehen;

d ) sachlich richtig und , wenn nötig, auf den neuesten
Stand gebracht sind ; es sind alle angemessenen Maß­
nahmen zu treffen , damit im Hinblick auf die
Zwecke, für die sie erhoben oder weiterverarbeitet
werden, nichtzutreffende oder unvollständige Daten
gelöscht oder berichtigt werden ;

e ) nicht länger, als es für die Realisierung der Zwecke ,
für die sie erhoben oder weiterverarbeitet werden ,
erforderlich ist, in einer Form aufbewahrt werden , die
die Identifizierung der betroffenen Personen ermög­
licht . Die Mitgliedstaaten sehen geeignete Garantien
für personenbezogene Daten vor, die über die vorge­
nannte Dauer hinaus für historische, statistische oder
wissenschaftliche Zwecke aufbewahrt werden .

( 2 ) Der für die Verarbeitung Verantwortliche hat für die
Einhaltung des Absatzes 1 zu sorgen .

ABSCHNITT II

GRUNDSÄTZE IN BEZUG AUF DIE ZULÄSSIGKEIT DER
VERARBEITUNG VON DATEN

Artikel 7

Die Mitgliedstaaten sehen vor, daß die Verarbeitung
personenbezogener Daten lediglich erfolgen darf, wenn
eine der folgenden Voraussetzungen erfüllt ist :
a ) Die betroffene Person hat ohne jeden Zweifel ihre

Einwilligung gegeben;
b ) die Verarbeitung ist erforderlich für die Erfüllung

eines Vertrags , dessen Vertragspartei die betroffene
Person ist , oder für die Durchführung vorvertraglicher
Maßnahmen , die auf Antrag der betroffenen Person
erfolgen ;

c ) die Verarbeitung ist für die Erfüllung einer rechtlichen
Verpflichtung erforderlich , der der für die Verarbei­
tung Verantwortliche unterliegt;
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notwendig erweist , um das Recht auf Privatsphäre mit
den für die Freiheit der Meinungsäußerung geltenden
Vorschriften in Einklang zu bringen .

ABSCHNITT IV

INFORMATION DER BETROFFENEN PERSON

Artikel 10

Information bei der Erhebung personenbezogener Daten
bei der betroffenen Person

Die Mitgliedstaaten sehen vor , daß die Person , bei der die
sie betreffenden Daten erhoben werden , vom für die
Verarbeitung Verantwortlichen oder seinem Vertreter
zumindest die nachstehenden Informationen erhält , sofern
diese ihr noch nicht vorliegen :

a ) Identität des für die Verarbeitung Verantwortlichen
und gegebenenfalls seines Vertreters ,

b ) Zweckbestimmungen der Verarbeitung, für die die
Daten bestimmt sind ,

c ) weitere Informationen , beispielsweise betreffend

— die Empfänger oder Kategorien der Empfänger der
Daten,

— die Frage, ob die Beantwortung der Fragen obliga­
torisch oder freiwillig ist , sowie mögliche Folgen
einer unterlassenen Beantwortung ,

— das Bestehen von Auskunfts - und Berichtigungs­
rechten bezüglich sie betreffender Daten ,

sofern sie unter Berücksichtigung der spezifischen
Umstände, unter denen die Daten erhoben werden,
notwendig sind , um gegenüber der betroffenen Person
eine Verarbeitung nach Treu und Glauben zu gewähr­
leisten .

Einwilligung der betroffenen Personen an Dritte wei­
tergegeben werden ;

oder

e ) die Verarbeitung bezieht sich auf Daten , die die
betroffene Person offenkundig öffentlich gemacht hat ,
oder ist zur Geltendmachung, Ausübung oder Vertei­
digung rechtlicher Ansprüche vor Gericht erforder­
lich .

( 3 ) Absatz 1 gilt nicht, wenn die Verarbeitung der Daten
zum Zweck der Gesundheitsvorsorge , der medizinischen
Diagnostik , der Gesundheitsversorgung oder Behandlung
oder für die Verwaltung von Gesundheitsdiensten erfor­
derlich ist und die Verarbeitung dieser Daten durch
ärztliches Personal erfolgt, das nach dem einzelstaatlichen
Recht, einschließlich der von den zuständigen einzelstaat­
lichen Stellen erlassenen Regelungen, dem Berufsgeheim­
nis unterliegt, oder durch sonstige Personen , die einer
entsprechenden Geheimhaltungspflicht unterliegen .

( 4 ) Die Mitgliedstaaten können vorbehaltlich angemesse­
ner Garantien aus Gründen eines wichtigen öffentlichen
Interesses entweder im Wege einer nationalen Rechtsvor­
schrift oder im Wege einer Entscheidung der Kontroll­
stelle andere als die in Absatz 2 genannten Ausnahmen
vorsehen .

( 5 ) Die Verarbeitung von Daten , die Straftaten, straf­
rechtliche Verurteilungen oder Sicherungsmaßregeln be­
treffen , darf nur unter behördlicher Aufsicht oder auf­
grund von einzelstaatlichem Recht, das angemessene
Garantien vorsieht , erfolgen , wobei ein Mitgliedstaat
jedoch Ausnahmen aufgrund innerstaatlicher Rechtsvor­
schriften , die geeignete besondere Garantien vorsehen ,
festlegen kann . F^in vollständiges Register der strafrechtli­
chen Verurteilungen darf allerdings nur unter behördli­
cher Aufsicht geführt werden .

Die Mitgliedstaaten können vorsehen , daß Daten, die
administrative Strafen oder zivilrechtliche Urteile betref­
fen , ebenfalls unter behördlicher Aufsicht verarbeitet wer­
den müssen .

( 6 ) Die in den Absätzen 4 und 5 vorgesehenen Abwei­
chungen von Absatz 1 sind der Kommission mitzuteilen .

( 7 ) Die Mitgliedstaaten bestimmen , unter welchen
Bedingungen eine nationale Kennziffer oder andere Kenn­
zeichen allgemeiner Bedeutung Gegenstand einer Verar­
beitung sein dürfen .

Artikel 9

Verarbeitung personenbezogener Daten und Meinungs­
freiheit

Die Mitgliedstaaten sehen für die Verarbeitung personen­
bezogener Daten , die allein zu journalistischen , künstleri­
schen oder literarischen Zwecken erfolgt, Abweichungen
und Ausnahmen von diesem Kapitel sowie von den
Kapiteln IV und VI nur insofern vor, als sich dies als

Artikel 1 1

Informationen für den Fall , daß die Daten nicht bei der
betroffenen Person erhoben wurden

( 1 ) Für den Fall , daß die Daten nicht bei der betroffenen
Person erhoben wurden , sehen die Mitgliedstaaten vor,
daß die betroffene Person bei Beginn der Speicherung der
Daten bzw . im Fall einer beabsichtigten Weitergabe der
Daten an Dritte spätestens bei der ersten Übermittlung
vom für die Verarbeitung Verantwortlichen oder seinem
Vertreter zumindest die nachstehenden Informationen
erhält , sofern diese ihr noch nicht vorliegen :

a ) Identität des für die Verarbeitung Verantwortlichen
und gegebenenfalls seines Vertreters ,

b ) Zweckbestimmungen der Verarbeitung,
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c ) weitere Informationen, beispielsweise betreffend
— die Datenkategorien, die verarbeitet werden ,
— die Empfänger oder Kategorien der Empfänger der

Daten ,
— das Bestehen von Auskunfts- und Berichtigungs­

rechten bezüglich sie betreffender Daten,

sofern sie unter Berücksichtigung der spezifischen
Umstände , unter denen die Daten erhoben werden,
notwendig sind , um gegenüber der betroffenen Person
eine Verarbeitung nach Treu und Glauben zu gewähr­
leisten .

( 2 ) Absatz 1 findet — insbesondere bei Verarbeitungen
für Zwecke der Statistik oder der historischen oder
wissenschaftlichen Forschung — keine Anwendung, wenn
die Information der betroffenen Person unmöglich ist ,
unverhältnismäßigen Aufwand erfordert oder die Speiche­
rung oder Weitergabe durch Gesetz ausdrücklich vorgese­
hen ist . In diesen Fällen sehen die Mitgliedstaaten geeig­
nete Garantien vor .

ABSCHNITT VI

AUSNAHMEN UND EINSCHRÄNKUNGEN

Artikel 13

Ausnahmen und Einschränkungen

( 1 ) Die Mitgliedstaaten können Rechtsvorschriften erlas­
sen , die die Pflichten und Rechte gemäß Artikel 6 Absatz
1 , Artikel 10 , Artikel 11 Absatz 1 , Artikel 12 und Artikel
21 beschränken, sofern eine solche Beschränkung not­
wendig ist für

a ) die Sicherheit des Staates ;

b ) die Landesverteidigung;

c ) die öffentliche Sicherheit ;

d ) die Verhütung, Ermittlung, Feststellung und Verfol­
gung von Straftaten oder Verstößen gegen die berufs­
ständischen Regeln bei reglementierten Berufen;

e ) ein wichtiges wirtschaftliches oder finanzielles Inter­
esse eines Mitgliedstaats oder der Europäischen Union
einschließlich Währungs-, Haushalts - und Steuerange­
legenheiten;

f) Kontroll-, Überwachungs- und Ordnungsfunktionen,
die dauernd oder zeitweise mit der Ausübung öffentli­
cher Gewalt für die unter den Buchstaben c), d ) und
e ) genannten Zwecke verbunden sind;

g ) den Schutz der betroffenen Person und der Rechte
und Freiheiten anderer Personen .

( 2 ) Vorbehaltlich angemessener rechtlicher Garantien ,
mit denen insbesondere ausgeschlossen wird , daß die
Daten für Maßnahmen oder Entscheidungen gegenüber
bestimmten Personen verwendet werden , können die Mit­
gliedstaaten in Fällen , in denen offensichtlich keine
Gefahr eines Eingriffs in die Privatsphäre der betroffenen
Person besteht, die in Artikel 12 vorgesehenen Rechte
gesetzlich einschränken, wenn die Daten ausschließlich
für Zwecke der wissenschaftlichen Forschung verarbeitet
werden oder personenbezogen nicht länger als erforder­
lich lediglich zur Erstellung von Statistiken aufbewahrt
werden .

ABSCHNITT V

AUSKUNFTSRECHT DER BETROFFENEN PERSON

Artikel 12

Auskunftsrecht

Die Mitgliedstaaten garantieren jeder betroffenen Person
das Recht, vom für die Verarbeitung Verantwortlichen
folgendes zu erhalten :
a ) frei und ungehindert in angemessenen Abständen

ohne unzumutbare Verzögerung oder übermäßige
Kosten

— die Bestätigung , daß es Verarbeitungen sie betref­
fender Daten gibt oder nicht gibt, sowie zumindest
Informationen über die Zweckbestimmungen die­
ser Verarbeitungen, die Kategorien der Daten , die
Gegenstand der Verarbeitung sind, und die Emp­
fänger oder Kategorien der Empfänger, an die die
Daten übermittelt werden;

— eine Mitteilung in verständlicher Form über die
Daten , die Gegenstand der Verarbeitung sind ,
sowie die verfügbaren Informationen über die
Herkunft der Daten;

— Auskunft über den logischen Aufbau der automa­
tisierten Verarbeitung der sie betreffenden Daten ,
zumindest im Fall automatisierter Entscheidungen
im Sinne von Artikel 15 Absatz 1 ;

b ) je nach Fall die Berichtigung, Löschung oder Sperrung
von Daten , deren Verarbeitung nicht den Bestimmun­
gen dieser Richtlinie entspricht, insbesondere wenn
diese Daten unvollständig oder unrichtig sind ;

c ) die Gewähr, daß jede Berichtigung, Löschung oder
Sperrung, die entsprechend Buchstabe b ) durchgeführt
wurde, den Dritten , denen die Daten übermittelt
wurden , mitgeteilt wird , sofern sich dies nicht als
unmöglich erweist oder kein unverhältnismäßiger
Aufwand damit verbunden ist .

ABSCHNITT VII

WIDERSPRUCHSRECHT DER BETROFFENEN PERSON

Artikel 14

Widerspruchsrecht der betroffenen Person

Die Mitgliedstaaten erkennen das Recht der betroffenen
Person an,

a ) zumindest in den Fällen von Artikel 7 Buchstaben e )
und f) jederzeit aus überwiegenden, schutzwürdigen,
sich aus ihrer besonderen Situation ergebenden Grün­
den dagegen Widerspruch einlegen zu können, daß sie
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betreffende Daten verarbeitet werden; dies gilt nicht
bei einer im einzelstaatlichen Recht vorgesehenen ent­
gegenstehenden Bestimmung . Im Fall eines berechtig­
ten Widerspruchs kann sich die vom für die Verarbei­
tung Verantwortlichen vorgenommene Verarbeitung
nicht mehr auf diese Daten beziehen;

b ) auf Antrag kostenfrei gegen eine vom für die Verar­
beitung Verantwortlichen beabsichtigte Verarbeitung
sie betreffender Daten für Zwecke der Direktwerbung
Widerspruch einzulegen oder vor der ersten Weiter­
gabe personen bezogener Daten an Dritte oder vor
deren erstmaliger Nutzung im Auftrag Dritter zu
Zwecken der Direktwerbung informiert zu werden
und ausdrücklich auf das Recht hingewiesen zu wer­
den, kostenfrei gegen eine solche Weitergabe oder
Nutzung Widerspruch einlegen zu können .

Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen Maßnah­
men , um sicherzustellen, daß die betroffenen Personen
vom Bestehen des unter Buchstabe b ) Unterabsatz 1
vorgesehenen Rechts Kenntnis haben .

Artikel 15

Automatisierte Einzelentscheidungen

( 1 ) Die Mitgliedstaaten räumen jeder Person das Recht
ein , keiner für sie rechtliche Folgen nach sich ziehenden
und keiner sie erheblich beeinträchtigenden Entscheidung
unterworfen zu werden , die ausschließlich aufgrund einer
automatisierten Verarbeitung von Daten zum Zwecke der
Bewertung einzelner Aspekte ihrer Person ergeht, wie
beispielsweise ihrer beruflichen Leistungsfähigkeit, ihrer
Kreditwürdigkeit , ihrer Zuverlässigkeit oder ihres Verhal­
tens .

( 2 ) Die Mitgliedstaaten sehen unbeschadet der sonstigen
Bestimmungen dieser Richtlinie vor, daß eine Person einer
Entscheidung nach Absatz 1 unterworfen werden kann ,
sofern diese

a ) im Rahmen des Abschlusses oder der Erfüllung eines
Vertrags ergeht und dem Ersuchen der betroffenen
Person auf Abschluß oder Erfüllung des Vertrags
stattgegeben wurde oder die Wahrung ihrer berechtig­
ten Interessen durch geeignete Maßnahmen — bei­
spielsweise die Möglichkeit , ihren Standpunkt geltend
zu machen — garantiert wird oder

b ) durch ein Gesetz zugelassen ist, das Garantien zur
Wahrung der berechtigten Interessen der betroffenen
Person festlegt .

zu personenbezogenen Daten haben , sowie der Auftrags­
verarbeiter selbst dürfen personenbezogene Daten nur auf
Weisung des für die Verarbeitung Verantwortlichen ver­
arbeiten , es sei denn, es bestehen gesetzliche Verpflichtun­
gen .

Artikel 1 7

Sicherheit der Verarbeitung

( 1 ) Die Mitgliedstaaten sehen vor , daß der für die Verar­
beitung Verantwortliche die geeigneten technischen und
organisatorischen Maßnahmen durchführen muß, die für
den Schutz gegen die zufällige oder unrechtmäßige Zer­
störung, den zufälligen Verlust , die unberechtigte Ände­
rung, die unberechtigte Weitergabe oder den unberechtig­
ten Zugang — insbesondere wenn im Rahmen der Verar­
beitung Daten in einem Netz übertragen werden — und
gegen jede andere Form der unrechtmäßigen Verarbeitung
personenbezogener Daten erforderlich sind .

Diese Maßnahmen müssen unter Berücksichtigung des
Standes der Technik und der bei ihrer Durchführung
entstehenden Kosten ein Schutzniveau gewährleisten, das
den von der Verarbeitung ausgehenden Risiken und der
Art der zu schützenden Daten angemessen ist .

( 2 ) Die Mitgliedstaaten sehen vor , daß der für die Verar­
beitung Verantwortliche im Fall einer Verarbeitung in
seinem Auftrag einen Auftragsverarbeiter auszuwählen
hat, der hinsichtlich der für die Verarbeitung zu treffen­
den technischen Sicherheitsmaßnahmen und organisatori­
schen Vorkehrungen ausreichende Gewähr bietet ; der für
die Verarbeitung Verantwortliche überzeugt sich von der
Einhaltung dieser Maßnahmen .

( 3 ) Die Durchführung einer Verarbeitung im Auftrag
erfolgt auf der Grundlage eines Vertrags oder Rechtsakts ,
durch den der Auftragsverarbeiter an den für die Verar­
beitung Verantwortlichen gebunden ist und in dem insbe­
sondere folgendes vorgesehen ist :
— Der Auftragsverarbeiter handelt nur auf Weisung des

für die Verarbeitung Verantwortlichen ;
— die in Absatz 1 genannten Verpflichtungen gelten

auch für den Auftragsverarbeiter, und zwar nach
Maßgabe der Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats , in
dem er seinen Sitz hat .

( 4 ) Zum Zwecke der Beweissicherung sind die daten­
schutzrelevanten Elemente des Vertrags oder Rechtsakts
und die Anforderungen in bezug auf Maßnahmen nach
Absatz 1 schriftlich oder in einer anderen Form zu
dokumentieren .

ABSCHNITT IX

MELDUNG

Artikel 1 8

Pflicht zur Meldung bei der Kontrollstelle

( 1 ) Die Mitgliedstaaten sehen eine Meldung durch den
für die Verarbeitung Verantwortlichen oder gegebenen­

ABSCHNITT VIII

VERTRAULICHKEIT UND SICHERHEIT DER VERARBEI­
TUNG

Artikel 16

Vertraulichkeit der Verarbeitung

Personen, die dem für die Verarbeitung Verantwortlichen
oder dem Auftragsverarbeiter unterstellt sind und Zugang
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a ) Name und Anschrift des für die Verarbeitung Verant­
wortlichen und gegebenenfalls seines Vertreters ;

b ) die Zweckbestimm ung(en ) der Verarbeitung;

c ) eine Beschreibung der Kategorie(n ) der betroffenen
Personen und der diesbezüglichen Daten oder Daten­
kategorien ;

d ) die Empfänger oder Kategorien von Empfängern ,
denen die Daten mitgeteilt werden können ;

e ) eine geplante Datenübermittlung in Drittländer;

f ) eine allgemeine Beschreibung, die es ermöglicht, vor­
läufig zu beurteilen , ob die Maßnahmen nach Artikel
17 zur Gewährleistung der Sicherheit der Verarbei­
tung angemessen sind .

( 2 ) Die Mitgliedstaaten legen die Verfahren fest , nach
denen Änderungen der in Absatz 1 genannten Angaben
der Kontrollstelle zu melden sind .

Artikel 20

Vorabkontrolle

( 1 ) Die Mitgliedstaaten legen fest , welche Verarbeitun­
gen spezifische Risiken für die Rechte und Freiheiten der
Personen beinhalten können, und tragen dafür Sorge , daß
diese Verarbeitungen vor ihrem Beginn geprüft werden .

falls seinen Vertreter bei der in Artikel 28 genannten
Kontrollstelle vor , bevor eine vollständig oder teilweise
automatisierte Verarbeitung oder eine Mehrzahl von Ver­
arbeitungen zur Realisierung einer oder mehrerer verbun­
dener Zweckbestimmungen durchgeführt wird .

( 2 ) Die Mitgliedstaaten können eine Vereinfachung der
Meldung oder eine Ausnahme von der Meldepflicht nur
in den folgenden Fällen und unter folgenden Bedingungen
vorsehen :

— Sie legen für Verarbeitungskategorien , bei denen unter
Berücksichtigung der zu verarbeitenden Daten eine
Beeinträchtigung der Rechte und Freiheiten der
betroffenen Personen unwahrscheinlich ist, die
Zweckbestimmungen der Verarbeitung, die Daten
oder Kategorien der verarbeiteten Daten , die Katego­
rie(n ) der betroffenen Personen , die F/mpfänger oder
Kategorien der Empfänger, denen die Daten weiterge­
geben werden , und die Dauer der Aufbewahrung fest,
und/oder

— der für die Verarbeitung Verantwortliche bestellt ent­
sprechend dem einzelstaatlichen Recht, dem er unter­
liegt , einen Datenschutzbeauftragten , dem insbeson­
dere folgendes obliegt :
— die unabhängige Überwachung der Anwendung

der zur Umsetzung dieser Richtlinie erlassenen
einzelstaatlichen Bestimmungen,

— die Führung eines Verzeichnisses mit den in Arti­
kel 21 Absatz 2 vorgesehenen Informationen über
die durch den für die Verarbeitung Verantwortli­
chen vorgenommene Verarbeitung,

um auf diese Weise sicherzustellen , daß die Rechte
und Freiheiten der betroffenen Personen durch die
Verarbeitung nicht beeinträchtigt werden .

( 3 ) Die Mitgliedstaaten können vorsehen , daß Absatz 1
keine Anwendung auf Verarbeitungen findet, deren einzi­
ger Zweck das Führen eines Register ist , das gemäß den
Rechts - oder Verwaltungsvorschriften zur Information
der Öffentlichkeit bestimmt ist und entweder der gesam­
ten Öffentlichkeit oder allen Personen , die ein berechtig­
tes Interesse nachweisen können , zur FLinsichtnahme
offensteht .

( 4 ) Die Mitgliedstaaten können die in Artikel 8 Absatz 2
Buchstabe d ) genannten Verarbeitungen von der Melde­
pflicht ausnehmen oder die Meldung vereinfachen .

( 5 ) Die Mitgliedstaaten können die Meldepflicht für
nicht automatisierte Verarbeitungen von personenbezoge­
nen Daten generell oder in Einzelfällen vorsehen oder sie
einer vereinfachten Meldung unterwerfen .

Artikel 19

Inhalt der Meldung

( 1 ) Die Mitgliedstaaten legen fest , welche Angaben die
Meldung zu enthalten hat . Hierzu gehört zumindest fol­
gendes :

( 2 ) Solche Vorabprüfungen nimmt die Kontrollstelle
nach Empfang der Meldung des für die Verarbeitung
Verantwortlichen vor , oder sie erfolgen durch den Daten­
schutzbeauftragten , der im Zweifelsfall die Kontrollstelle
konsultieren muß.

( 3 ) Die Mitgliedstaaten können eine solche Prüfung auch
im Zuge der Ausarbeitung einer Maßnahme ihres Parla­
ments oder einer auf eine solche gesetzgeberische Maß­
nahme gestützten Maßnahme durchführen , die die Art
der Verarbeitung festlegt und geeignete Garantien vor­
sieht .

Artikel 21

Öffentlichkeit der Verarbeitungen

( 1 ) Die Mitgliedstaaten erlassen Maßnahmen, mit denen
die Öffentlichkeit der Verarbeitungen sichergestellt wird .

( 2 ) Die Mitgliedstaaten sehen vor, daß die Kontrollstelle
ein Register der gemäß Artikel 18 gemeldeten Verarbei­
tungen führt .
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Das Register enthält mindestens die Angaben nach Arti­
kel 19 Absatz 1 Buchstaben a ) bis e ).

Das Register kann von jedermann eingesehen werden .

( 3 ) Die Mitgliedstaaten sehen vor, daß für Verarbeitun­
gen, die von der Meldung ausgenommen sind , der für die
Verarbeitung Verantwortliche oder eine andere von den
Mitgliedstaaten benannte Stelle zumindest die in Artikel
19 Absatz 1 Buchstaben a ) bis e ) vorgesehenen Angaben

auf Antrag jedermann in geeigneter Weise verfügbar
macht.

Die Mitgliedstaaten können vorsehen, daß diese Bestim­
mungen keine Anwendung auf Verarbeitungen findet,
deren einziger Zweck das Führen von Registern ist, die
gemäß den Rechts - und Verwaltungsvorschriften zur
Information der Öffentlichkeit bestimmt sind und die
entweder der gesamten Öffentlichkeit oder allen Perso­
nen, die ein berechtigtes Interesse nachweisen können, zur
Einsichtnahme offenstehen .

KAPITEL III

RECHTSBEHELFE, HAFTUNG UND SANKTIONEN

Artikel 22

Rechtsbehelfe

Unbeschadet des verwaltungsrechtlichen Beschwerdeverfahrens , das vor Beschreiten des Rechts­
weges insbesondere bei der in Artikel 28 genannten Kontrollstelle eingeleitet werden kann , sehen
die Mitgliedstaaten vor, daß jede Person bei der Verletzung der Rechte , die ihr durch die für die
betreffende Verarbeitung geltenden einzelstaatlichen Rechtsvorschriften garantiert sind , bei
Gericht einen Rechtsbehelf einlegen kann.

Artikel 23

Haftung

( 1 ) Die Mitgliedstaaten sehen vor , daß jede Person, der wegen einer rechtswidrigen Verarbei­
tung oder jeder anderen mit den einzelstaatlichen Vorschriften zur Umsetzung dieser Richtlinie
nicht zu vereinbarenden Handlung ein Schaden entsteht , das Recht hat, von dem für die
Verarbeitung Verantwortlichen Schadenersatz zu verlangen .

( 2 ) Der für die Verarbeitung Verantwortliche kann teilweise oder vollständig von seiner
Haftung befreit werden, wenn er nachweist , daß der Umstand, durch den der Schaden
eingetreten ist, ihm nicht zur Last gelegt werden kann.

Artikel 24

Sanktionen

Die Mitgliedstaaten ergreifen geeignete Maßnahmen, um die volle Anwendung der Bestimmun­
gen dieser Richtlinie sicherzustellen, und legen insbesondere die Sanktionen fest , die bei
Verstößen gegen die zur Umsetzung dieser Richtlinie erlassenen Vorschriften anzuwenden
sind .

KAPITEL IV

ÜBERMITTLUNG PERSONENBEZOGENER DATEN IN DRITTLANDER

Artikel 25

Grundsätze

( 1 ) Die Mitgliedstaaten sehen vor, daß die Übermittlung
personenbezogener Daten, die Gegenstand einer Verarbei­
tung sind oder nach der Übermittlung verarbeitet werden
sollen , in ein Drittland vorbehaltlich der Beachtung der
aufgrund der anderen Bestimmungen dieser Richtlinie

erlassenen einzelstaatlichen Vorschriften zulässig ist,
wenn dieses Drittland ein angemessenes Schutzniveau
gewährleistet .

( 2 ) Die Angemessenheit des Schutzniveaus, das ein Dritt­
land bietet , wird unter Berücksichtigung aller Umstände
beurteilt , die bei einer Datenübermittlung oder einer
Kategorie von Datenübermittlungen eine Rolle spielen;
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insbesondere werden die Art der Daten, die Zweckbe­
stimmung sowie die Dauer der geplanten Verarbeitung ,
das Herkunfts - und das Endbestimmungsland, die in dem
betreffenden Drittland geltenden allgemeinen oder sekto­
riellen Rechtsnormen sowie die dort geltenden Standesre­
geln und Sicherheitsmaßnahmen berücksichtigt .

( 3 ) Die Mitgliedstaaten und die Kommission unterrich­
ten einander über die Fälle , in denen ihres Erachtens ein
Drittland kein angemessenes Schutzniveau im Sinne des
Absatzes 2 gewährleistet .

( 4 ) Stellt die Kommission nach dem Verfahren des Arti­
kels 31 Absatz 2 fest , daß ein Drittland kein angemesse­
nes Schutzniveau im Sinne des Absatzes 2 des vorliegen­
den Artikels aufweist, so treffen die Mitgliedstaaten die
erforderlichen Maßnahmen, damit keine gleichartige
Datenübermittlung in das Drittland erfolgt .

( 5 ) Zum geeigneten Zeitpunkt leitet die Kommission
Verhandlungen ein, um Abhilfe für die gemäß Absatz 4
festgestellte Lage zu schaffen .

( 6 ) Die Kommission kann nach dem Verfahren des Arti­
kels 31 Absatz 2 feststellen , daß ein Drittland aufgrund
seiner innerstaatlichen Rechtsvorschriften oder internatio­
naler Verpflichtungen , die es insbesondere infolge der
Verhandlungen gemäß Absatz 5 eingegangen ist, hinsicht­
lich des Schutzes der Privatsphäre sowie der Freiheiten
und Grundrechte von Personen ein angemessenes Schutz­
niveau im Sinne des Absatzes 2 gewährleistet .

Die Mitgliedstaaten treffen die aufgrund der Feststellung
der Kommission gebotenen Maßnahmen .

rung von vorvertraglichen Maßnahmen auf Antrag
der betroffenen Person erforderlich ist oder

c ) die Übermittlung zum Abschluß oder zur Erfüllung
eines Vertrags erforderlich ist, der im Interesse der
betroffenen Person vom für die Verarbeitung Verant­
wortlichen mit einem Dritten geschlossen wurde oder
geschlossen werden soll , oder

d ) die Übermittlung entweder für die Wahrung eines
wichtigen öffentlichen Interesses oder zur Geltendma­
chung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsan­
sprüchen vor Gericht erforderlich oder gesetzlich vor­
geschrieben ist oder

e ) die Übermittlung für die Wahrung lebenswichtiger
Interessen der betroffenen Person erforderlich ist
oder

f) die Übermittlung aus einem Register erfolgt, das
gemäß den Rechts- oder Verwaltungsvorschriften zur
Information der Öffentlichkeit bestimmt ist und ent­
weder der gesamten Öffentlichkeit oder allen Perso­
nen, die ein berechtigtes Interesse nachweisen können ,
zur Einsichtnahme offensteht, soweit die gesetzlichen
Voraussetzungen für die Einsichtnahme im Einzelfall
gegeben sind .

( 2 ) Unbeschadet des Absatzes 1 kann ein Mitgliedstaat
eine Übermittlung oder eine Kategorie von Übermittlun­
gen personell bezogener Daten in ein Drittland genehmi­
gen , das kein angemessenes Schutzniveau im Sinne des
Artikels 25 Absatz 2 gewährleistet, wenn der für die
Verarbeitung Verantwortliche ausreichende Garantien
hinsichtlich des Schutzes der Privatsphäre , der Grund­
rechte und der Grundfreiheiten der Personen sowie hin­
sichtlich der Ausübung der damit verbundenen Rechte
bietet; diese Garantien können sich insbesondere aus
entsprechenden Vertragsklauseln ergeben .

( 3 ) Der Mitgliedstaat unterrichtet die Kommission und
die anderen Mitgliedstaaten über die von ihm nach
Absatz 2 erteilten Genehmigungen .

Legt ein anderer Mitgliedstaat oder die Kommission einen
in bezug auf den Schutz der Privatsphäre , der Grund­
rechte und der Personen hinreichend begründeten Wider­
spruch ein, so erläßt die Kommission die geeigneten
Maßnahmen nach dem Verfahren des Artikels 31 Absatz
2 .

Die Mitgliedstaaten treffen die aufgrund des Beschlusses
der Kommission gebotenen Maßnahmen .

( 4 ) Befindet die Kommission nach dem Verfahren des
Artikels 31 Absatz 2 , daß bestimmte Standardvertrags­
klauseln ausreichende Garantien gemäß Absatz 2 bieten ,
so treffen die Mitgliedstaaten die aufgrund der Feststel­
lung der Kommission gebotenen Maßnahmen .

Artikel 26

Ausnahmen

( 1 ) Abweichend von Artikel 25 sehen die Mitgliedstaa­
ten vorbehaltlich entgegenstehender Regelungen für
bestimmte Fälle im innerstaatlichen Recht vor, daß eine
Übermittlung oder eine Kategorie von Übermittlungen
personenbezogener Daten in ein Drittland , das kein ange­
messenes Schutzniveau im Sinne des Artikels 25 Absatz 2
gewährleistet , vorgenommen werden kann , sofern

a ) die betroffene Person ohne jeden Zweifel ihre Einwil­
ligung gegeben hat oder

b ) die Übermittlung für die Erfüllung eines Vertrags
zwischen der betroffenen Person und dem für die
Verarbeitung Verantwortlichen oder zur Durchfüh­
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KAPITEL V

VERHALTENSREGELN

Artikel 27

( 1 ) Die Mitgliedstaaten und die Kommission fördern die Ausarbeitung von Verhaltensregeln,
die nach Maßgabe der Besonderheiten der einzelnen Bereiche zur ordnungsgemäßen Durchfüh­
rung der einzelstaatlichen Vorschriften beitragen sollen, die die Mitgliedstaaten zur Umsetzung
dieser Richtlinie erlassen .

( 2 ) Die Mitgliedstaaten sehen vor, daß die Berufsverbände und andere Vereinigungen , die
andere Kategorien von für die Verarbeitung Verantwortlichen vertreten , ihre Entwürfe für
einzelstaatliche Verhaltensregeln oder ihre Vorschläge zur Änderung oder Verlängerung beste­
hender einzelstaatlicher Verhaltensregeln der zuständigen einzelstaatlichen Stelle unterbreiten
können .

Die Mitgliedstaaten sehen vor , daß sich diese Stellen insbesondere davon überzeugt, daß die ihr
unterbreiteten Entwürfe mit den zur Umsetzung dieser Richtlinie erlassenen einzelstaatlichen
Vorschriften in Einklang stehen . Die Stelle holt die Stellungnahmen der betroffenen Personen
oder ihrer Vertreter ein, falls ihr dies angebracht erscheint .

( 3 ) Die Entwürfe für gemeinschaftliche Verhaltensregeln sowie Änderungen oder Verlängerun­
gen bestehender gemeinschaftlicher Verhaltensregeln können der in Artikel 29 genannten
Gruppe unterbreitet werden . Die Gruppe nimmt insbesondere dazu Stellung, ob die ihr
unterbreiteten Entwürfe mit den zur Umsetzung dieser Richtlinie erlassenen einzelstaatlichen
Vorschriften in Einklang stehen . Sie holt die Stellungnahmen der betroffenen Personen oder
ihrer Vertreter ein , falls ihr dies angebracht erscheint . Die Kommission kann dafür Sorge tragen,
daß die Verhaltensregeln, zu denen die Gruppe eine positive Stellungnahme abgegeben hat, in
geeigneter Weise veröffentlicht werden .

KAPITEL VI

KONTROLLSTELLE UND GRUPPE FÜR DEN SCHUTZ VON PERSONEN BEI DER
VERARBEITUNG PERSONENBEZOGENER DATEN

Artikel 28

Kontrollstelle

( 1 ) Die Mitgliedstaaten sehen vor, daß eine oder meh­
rere öffentliche Stellen beauftragt werden, die Anwen­
dung der von den Mitgliedstaaten zur Umsetzung dieser
Richtlinie erlassenen einzelstaatlichen Vorschriften in
ihrem Hoheitsgebiet zu überwachen .

Diese Stellen nehmen die ihnen zugewiesenen Aufgaben in
völliger Unabhängigkeit wahr .

( 2 ) Die Mitgliedstaaten sehen vor , daß die Kontrollstel­
len bei der Ausarbeitung von Rechtsverordnungen oder
Verwaltungsvorschriften bezüglich des Schutzes der
Rechte und Freiheiten von Personen bei der Verarbeitung
personenbezogener Daten angehört werden .

und das Recht auf Einholung aller für die Erfüllung
ihres Kontrollauftrags erforderlichen Informationen;

— wirksame Einwirkungsbefugnisse , wie beispielsweise
die Möglichkeit, im Einklang mit Artikel 20 vor der
Durchführung der Verarbeitungen Stellungnahmen
abzugeben und für eine geeignete Veröffentlichung
der Stellungnahmen zu sorgen , oder die Befugnis, die
Sperrung, Löschung oder Vernichtung von Daten oder
das vorläufige oder endgültige Verbot einer Verarbei­
tung anzuordnen, oder die Befugnis , eine Verwarnung
oder eine Ermahnung an den für die Verarbeitung
Verantwortlichen zu richten oder die Parlamente oder
andere politische Institutionen zu befassen ;

— das Klagerecht oder eine Anzeigebefugnis bei Verstö­
ßen gegen die einzelstaatlichen Vorschriften zur
Umsetzung dieser Richtlinie .

( 3 ) Jede Kontrollstelle verfügt insbesondere über :
Gegen beschwerende Entscheidungen der Kontrollstelle
steht der Rechtsweg offen .

— Untersuchungsbefugnisse , wie das Recht auf Zugang
zu Daten , die Gegenstand von Verarbeitungen sind ,
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( 3 ) Die Gruppe beschließt mit der einfachen Mehrheit
der Vertreter der Kontrollstellen .

( 4 ) Die Gruppe wählt ihren Vorsitzenden . Die Dauer der
Amtszeit des Vorsitzenden beträgt zwei Jahre . Wieder­
wahl ist möglich .

( 5 ) Die Sekretariatsgeschäfte der Gruppe werden von der
Kommission wahrgenommen .

( 6 ) Die Gruppe gibt sich eine Geschäftsordnung.

( 7 ) Die Gruppe prüft die Fragen, die der Vorsitzende
von sich aus oder auf Antrag eines Vertreters der Kon­
trollstellen oder auf Antrag der Kommission auf die
Tagesordnung gesetzt hat .

(4 ) Jede Person oder ein sie vertretender Verband kann
sich zum Schutz der die Person betreffenden Rechte und
Freiheiten bei der Verarbeitung personenbezogener Daten
an jede Kontrollstelle mit einer Eingabe wenden . Die
betroffene Person ist darüber zu informieren, wie mit der
Eingabe verfahren wurde .

Jede Kontrollstelle kann insbesondere von jeder Person
mit dem Antrag befaßt werden, die Rechtmäßigkeit einer
Verarbeitung zu überprüfen, wenn einzelstaatliche Vor­
schriften gemäß Artikel 13 Anwendung finden . Die Per­
son ist unter allen Umständen darüber zu unterrichten,
daß eine Überprüfung stattgefunden hat.

( 5 ) Jede Kontrollstelle legt regelmäßig einen Bericht über
ihre Tätigkeit vor . Dieser Bericht wird veröffentlicht .

( 6 ) Jede Kontrollstelle ist im Hoheitsgebiet ihres Mit­
gliedstaats für die Ausübung der ihr gemäß Absatz 3
übertragenen Befugnisse zuständig, unabhängig vom ein­
zelstaatlichen Recht, das auf die jeweilige Verarbeitung
anwendbar ist . Jede Kontrollstelle kann von einer Kon­
trollstelle eines anderen Mitgliedstaats um die Ausübung
ihrer Befugnisse ersucht werden .

Die Kontrollstellen sorgen für die zur Erfüllung ihrer
Kontrollaufgaben notwendige gegenseitige Zusammenar­
beit, insbesondere durch den Austausch sachdienlicher
Informationen .

( 7 ) Die Mitgliedstaaten sehen vor , daß die Mitglieder
und Bediensteten der Kontrollstellen hinsichtlich der ver­
traulichen Informationen, zu denen sie Zugang haben,
dem Berufsgeheimnis , auch nach Ausscheiden aus dem
Dienst, unterliegen .

Artikel 29

Datenschutzgruppe

( 1 ) Es wird eine Gruppe für den Schutz von Personen
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten eingesetzt
( nachstehend „ Gruppe " genannt).

Die Gruppe ist unabhängig und hat beratende Funktion.

( 2 ) Die Gruppe besteht aus je einem Vertreter der von
den einzelnen Mitgliedstaaten bestimmten Kontrollstellen
und einem Vertreter der Stelle bzw . der Stellen , die für
die Institutionen und Organe der Gemeinschaft eingerich­
tet sind , sowie einem Vertreter der Kommission .

Jedes Mitglied der Gruppe wird von der Institution , der
Stelle oder den Stellen , die es vertritt , benannt . Hat ein
Mitgliedstaat mehrere Kontrollstellen bestimmt, so ernen­
nen diese einen gemeinsamen Vertreter . Gleiches gilt für
die Stellen , die für die Institutionen und die Organe der
Gemeinschaft eingerichtet sind .

Artikel 30

( 1 ) Die Gruppe hat die Aufgabe ,

a ) alle Fragen im Zusammenhang mit den zur Umset­
zung dieser Richtlinie erlassenen einzelstaatlichen
Vorschriften zu prüfen, um zu einer einheitlichen
Anwendung beizutragen;

b ) zum Schutzniveau in der Gemeinschaft und in Dritt­
ländern gegenüber der Kommission Stellung zu neh­
men;

c ) die Kommission bei jeder Vorlage zur Änderung die­
ser Richtlinie , zu allen Entwürfen zusätzlicher oder
spezifischer Maßnahmen zur Wahrung der Rechte
und Freiheiten natürlicher Personen bei der Verarbei­
tung personenbezogener Daten sowie zu allen anderen
Entwürfen von Gemeinschaftsmaßnahmen zu beraten ,
die sich auf diese Rechte und Freiheiten auswirken;

d ) Stellungnahmen zu den auf Gemeinschaftsebene erar­
beiteten Verhaltensregeln abzugeben .

( 2 ) Stellt die Gruppe fest , daß sich im Bereich des
Schutzes von Personen bei der Verarbeitung personenbe­
zogener Daten zwischen den Rechtsvorschriften oder der
Praxis der Mitgliedstaaten Unterschiede ergeben, die die
Gleichwertigkeit des Schutzes in der Gemeinschaft beein­
trächtigen könnten, so teilt sie dies der Kommission mit .

( 3 ) Die Gruppe kann von sich aus Empfehlungen zu
allen Fragen abgeben, die den Schutz von Personen bei
der Verarbeitung personenbezogener Daten in der
Gemeinschaft betreffen .

( 4 ) Die Stellungnahmen und Empfehlungen der Gruppe
werden der Kommission und dem in Artikel 31 genann­
ten Ausschuß übermittelt .

( 5 ) Die Kommission teilt der Gruppe mit, welche Konse­
quenzen sie aus den Stellungnahmen und Empfehlungen
gezogen hat . Sie erstellt hierzu einen Bericht, der auch
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tung personenbezogener Daten in der Gemeinschaft und
in Drittländern, den sie der Kommission , dem Europäi­
schen Parlament und dem Rat übermittelt . Dieser Bericht
wird veröffentlicht .

dem Europäischen Parlament und dem Rat übermittelt
wird . Dieser Bericht wird veröffentlicht .

( 6 ) Die Gruppe erstellt jährlich einen Bericht über den
Stand des Schutzes natürlicher Personen bei der Verarbei­

KAPITEL VII

GEMEINSCHAFTLICHE DURCHFÜHRUNGSMASSNAHMEN

Artikel 31

Ausschußverfahren

( 1 ) Die Kommission wird von einem Ausschuß unterstützt, der sich aus Vertretern der
Mitgliedstaaten zusammensetzt und in dem der Vertreter der Kommission den Vorsitz führt .

( 2 ) Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem Ausschuß einen Entwurf der zu treffenden
Maßnahmen. Der Ausschuß gibt seine Stellungnahme zu diesem Entwurf innerhalb einer Frist
ab , die der Vorsitzende unter Berücksichtigung der Dringlichkeit der betreffenden Frage
festsetzen kann .

Die Stellungnahme wird mit der Mehrheit abgegeben, die in Artikel 148 Absatz 2 des Vertrags
vorgesehen ist . Bei der Abstimmung im Ausschuß werden die Stimmen der Vertreter der
Mitgliedstaaten gemäß dem vorgenannten Artikel gewogen . Der Vorsitzende nimmt an der
Abstimmung nicht teil .

Die Kommission erläßt Maßnahmen, die unmittelbar gelten . Stimmen sie jedoch mit der
Stellungnahme des Ausschusses nicht überein , werden sie von der Kommission unverzüglich dem
Rat mitgeteilt . In diesem Fall gilt folgendes :
— Die Kommission verschiebt die Durchführung der von ihr beschlossenen Maßnahmen um

drei Monate vom Zeitpunkt der Mitteilung an ;

— der Rat kann innerhalb des im ersten Gedankenstrich genannten Zeitraums mit qualifizierter
Mehrheit einen anderslautenden Beschluß fassen .

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 32

( 1 ) Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen
Rechts - und Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtli­
nie binnen drei Jahren nach ihrer Annahme nachzukom­
men .

Wenn die Mitgliedstaaten derartige Vorschriften erlassen ,
nehmen sie in den Vorschriften selbst oder durch einen
Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese
Richtlinie Bezug . Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelhei­
ten der Bezugnahme .

( 2 ) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge , daß Verar­
beitungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der ein­
zelstaatlichen Vorschriften zur Umsetzung dieser Richtli­
nie bereits begonnen wurden, binnen drei Jahren nach
diesem Zeitpunkt mit diesen Bestimmungen in Einklang
gebracht werden .

Abweichend von Unterabsatz 1 können die Mitgliedstaa­
ten vorsehen, daß die Verarbeitungen von Daten , die zum
Zeitpunkt des Inkrafttretens der einzelstaatlichen Vor­
schriften zur Umsetzung dieser Richtlinie bereits in manu­
ellen Dateien enthalten sind , binnen zwölf Jahren nach
Annahme dieser Richtlinie mit den Artikeln 6 , 7 und 8 in
Einklang zu bringen sind . Die Mitgliedstaaten gestatten
jedoch , daß die betroffene Person auf Antrag und insbe­
sondere bei Ausübung des Zugangsrechts die Berichti­
gung, Löschung oder Sperrung von Daten erreichen kann,
die unvollständig, unzutreffend oder auf eine Art und
Weise aufbewahrt sind , die mit den vom für die Verarbei­
tung Verantwortlichen verfolgten rechtmäßigen Zwecken
unvereinbar ist .

( 3 ) Abweichend von Absatz 2 können die Mitgliedstaa­
ten vorbehaltlich geeigneter Garantien vorsehen, daß
Daten , die ausschließlich zum Zwecke der historischen
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Bild - und Tondaten und unterbreitet geeignete Vor­
schläge, die sich unter Berücksichtigung der Entwicklung
der Informationstechnologie und der Arbeiten über die
Informationsgesellschaft als notwendig erweisen könn­
ten .

Artikel 34

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet .

Forschung aufbewahrt werden, nicht mit den Artikeln 6 ,
7 und 8 in Einklang gebracht werden müssen .

( 4 ) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den
Wortlaut der innerstaatlichen Vorschriften mit, die sie auf
dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen .

Artikel 33

Die Kommission legt dem Europäischen Parlament und
dem Rat regelmäßig, und zwar erstmals drei Jahre nach
dem in Artikel 32 Absatz 1 genannten Zeitpunkt, einen
Bericht über die Durchführung dieser Richtlinie vor und
fügt ihm gegebenenfalls geeignete Änderungsvorschläge
bei . Dieser Bericht wird veröffentlicht .

Die Kommission prüft insbesondere die Anwendung die­
ser Richtlinie auf die Verarbeitung personenbezogener

Geschehen zu Luxemburg am 24 . Oktober 1995 .

Im Namen des Europäischen Im Namen des Rates
Parlaments

Der Präsident Der Präsident

K. HÄNSCH L. ATIENZA SERNA
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RICHTLINIE 95/47/EG DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 24 . Oktober 1995

über die Anwendung von Normen für die Übertragung von Fernsehsignalen

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 57 Absatz 2
sowie die Artikel 66 und 100a ,

auf Vorschlag der Kommission ('),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschus­
ses ( 2 ),

gemäß dem Verfahren des Artikels 189b des Ver­
trags (■'),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die Gemeinschaft hat mit den Beschlüssen 89/337/
EWG ( 4 ) und 89/630/EWG ( 5 ) des Rates die strategische
Bedeutung fortgeschrittener Fernsehdienste und hochauf­
lösender Fernsehdienste ( HDTV) für die europäische
Konsumelektronik und für die europäische Fernseh - und
Filmindustrie anerkannt und den strategischen Rahmen
für die Einführung von fortgeschrittenen Fernsehdiensten
und HDTV-Diensten in Europa festgelegt .

Die Ziele der Strategie für die Einführung des HDTV in
Europa sind Bestandteil der Politik der Gemeinschaft im
audio-visuellen Bereich , wobei in diesem Zusammenhang
die Bedeutung der Richtlinie - 89/552/EWG des Rates vom
3 . Oktober 1989 zur Koordinierung bestimmter Rechts­
und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die
Ausübung der Fernsehtätigkeit ( A ) bekräftigt werden
sollte . Im Hinblick auf die Entwicklung der audio-visuel­
len Möglichkeiten Europas müssen auch die anderen
Ziele dieser Politik , einschließlich strukturelle Ziele wie
die Entwicklung der Produktion in Ländern oder Regio­
nen mit geringeren audio-visuellen Kapazitäten , berück­
sichtigt werden .

Die Richtlinie 92/38/EWG des Rates vom 11 . Mai 1992
über die Annahme von Normen für die Satellitenausstrah­

lung von Fernsehsignalen ( 7 ) hat den regulatorischen Rah­
men für die Normung im Bereich der fortgeschrittenen
Fernsehdienste festgelegt, wobei die Norm HD-MAC ( s )
als die europäische Satelliten- und Kabelübertragungs­
norm für nicht volldigitales HDTV und die Norm D2­
MAC O für andere , nicht volldigitale Satelliten- und
Kabelübertragungen im Breitbildschirmformat 16:9 zu­
grunde gelegt wurden .

Durch den Beschluß 93/424/EWG des Rates vom 22 . Juli
1993 über einen Aktionsplan zur Einführung fortgeschrit­
tener Fernsehdienste in Europa ( 10 ) soll das Breitbild­
schirmformat 16:9 ( 625 oder 1250 Zeilen ) gefördert
werden, und zwar unabhängig von der verwendeten euro­
päischen Fernsehnorm und unabhängig von der Übertra­
gungstechnik ( terrestrisches System, Satellit oder Kabel ).

In Artikel 7 der Richtlinie 92/38/EWG wurde die Kom­
mission aufgefordert, einen Bericht über die Auswirkun­
gen der Anwendung dieser Richtlinie , über die Marktent­
wicklung, insbesondere über die an objektiven Kriterien
gemessene Marktdurchdringung, und über die Verwen­
dung von Gemeinschaftsmitteln vorzulegen und dem Rat,
falls erforderlich , Vorschläge zur Anpassung der Richt­
linie an diese Entwicklungen zu unterbreiten .

Um die in den obengenannten Beschlüssen niedergelegten
Ziele der Gemeinschaft zu erreichen und um in Sinne des
Artikels 7a des Vertrags zum reibungslosen Funktionieren
des Binnenmarkts im Bereich der Übertragung von Fern­
sehsignalen beizutragen, müssen Schritte zur Annahme
eines gemeinsamen Formats für Breitbildschirmübertra­
gungen unternommen werden .

Das Breitbildschirmformat 16:9 wurde auf internationaler
Ebene von der Internationalen Fernmeldeunion
( ITU ) (") für das HDTV angenommen ; es ist wünschens­
wert und möglich, den Markt für fortgeschrittene Fern­
sehdienste und -produkte mit dem gleichen Breitbild­
schirmformat 16:9 zu entwickeln .

Für die Zwecke dieser Richtlinie wird an Breitbildschirm­
Fernsehdienste die Mindestanforderung gestellt , daß ein
Übertragungssystem verwendet wird , das genügend Infor­
mationen liefert , damit ein entsprechend ausgerüsteter
Empfänger ein Vollbild mit voller vertikaler Auflösung
darstellen kann ; für dieselben Zwecke gilt ein Fernseh­

(') ABI . Nr . C 341 vom IX . 12 . 1993 , S. 18 , und ABl . Nr .
C 321 vom 18 . 11 . 1994 , S. 4 .

( 2 ) ABl . Nr . C 148 vom 30 . 5 . 1994, S. 1 .
(•') Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 19 . April

1994 ( ABl . Nr . C 128 vom 9 . 5 . 1994 , S. 54 ). Cemeinsamer
Standpunkt des Rates vom 22 . Dezember 1994 ( ABl . Nr .
C 384 vom 31 . 12 . 1994 , S. 36 ) und Beschluß des Europäi­
schen Parlaments vom 13 . Juni 1995 ( ABI . Nr . C 166 vom
3.7.1995 ).

( 7 ) ABl . Nr . L 137 vom 20 . 5 . 1992 , S. 17 .
( x ) ETS-Norm-Entwurf: ETS 300 352 .
O ETS-Norm-Entwurf: ETS 300 250 .

( 4 ) ABl . Nr . L 142 vom 25 . 5 . 1989 , S. 1 . ( 10 ) ABl . Nr . L 196 vom 5 . 8 . 1993 , S. 48 .
n ABl . Nr . L 363 vom 13 . 12 . 1989 , S. 30 . (") In der ITU-R-Empfehlung 709 werden „ Bildmerkmale " ein­

schließlich des Breitbildschirmformats 16:9 festgelegt .( h ) ABl . Nr . L 298 vom 17 . 10 . 1989, S. 23 .
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Des weiteren ist es angebracht, Vorkehrungen für die
Übergabe der Kontrollfunktion („ transcontrol ") der
Zugangsberechtigung an den Kopfstellen der Kabelfern­
sehnetze und für die Vergabe von Lizenzen für die
Technologie der Zugangsberechtigung an Hersteller zu
treffen .

Im digitalen audiovisuellen Umfeld in Europa werden sich
die Möglichkeiten für Piraterie vergrößern , was negative
Auswirkungen für die Betreiber und die Programmanbie­
ter haben wird . Deshalb wird die Einführung und Durch­
setzung wirksamer Vorschriften zur Bekämpfung des
Piratentums auf europäischer Ebene immer dringlicher
werden .

Angesichts dieser Markt- und Technologieentwicklungen
ist die Richtlinie 92/38/EWG aufzuheben und eine neue
Richtlinie zu erlassen .

Aufgrund der raschen Entwicklung der Technologien für
fortgeschrittene Fernsehdienste ist ein gemeinsames Vor­
gehen in diesem Bereich erforderlich . Zahlreiche und
voneinander unabhängige Maßnahmen der Mitgliedstaa­
ten könnten zu einer unerwünschten Aufsplitterung des
Marktes für Produkte und Dienste sowie zur Überschnei­
dung von Maßnahmen führen . Daher können solche
Maßnahmen besser auf Gemeinschaftsebene durchgeführt
werden .

In den Schlußfolgerungen der Präsidentschaft anläßlich
der Konferenz der G7 zur Informationsgesellschaft, die
am 25 . und 26 . Februar 1995 in Brüssel stattfand , wurde
insbesondere auf die Notwendigkeit eines rechtlichen
Rahmens hingewiesen , mit dem die Öffnung der Netze
und die Einhaltung der Wettbewerbsregeln sichergestellt
werden soll —

dienst, der für die Übertragung das 4:3-Letterboxformat
verwendet und der die genannte Mindestanforderung
nicht erfüllt , nicht als Breitbildschirm-Fernsehdienst im
Sinne dieser Richtlinie .

Fernsehdienste werden derzeit durch terrestrische Sy­
steme, Satellitensysteme und Kabelsysteme ins Haus gelie­
fert, und es ist wichtig, daß fortgeschrittene Breitbild­
schirmdienste der größtmöglichen Zuschauerzahl verfüg­
bar gemacht werden .

Kabelfernsehnetze und deren technische Fähigkeiten , wie
sie von den Mitgliedstaaten definiert worden sind , bilden
einen wichtigen Bestandteil der Fernsehinfrastruktur vie­
ler Mitgliedstaaten ; sie werden von entscheidender Bedeu­
tung für die Zukunft fortgeschrittener Fernsehdienste
sein .

Gemeinschaftsantennensysteme entsprechend der Defini­
tion der Mitgliedstaaten bleiben von dieser Richtlinie
unberührt .

Es ist unerläßlich , als Voraussetzung für einen effektiven ,
freien Wettbewerb gemeinsame Normen für die digitale
Übertragung von Fernsehsignalen über Kabel , Satellit
oder terrestrische Systeme zu schaffen ; dies kann am
besten dadurch erreicht werden , daß eine anerkannte
europäische Normungsorganisation beauftragt wird , wo­
bei , soweit dies angebracht ist , die Ergebnisse des derzei­
tigen Konsensprozesses zwischen den Marktteilnehmern
zu berücksichtigen sind .

Solche Normen sollten rechtzeitig vor der Markteinfüh­
rung neuer , mit dem digitalen Fernsehen verbundener
Dienste ausgearbeitet werden .

Für die Kunden und Anbieter von „ Pay-TV " -Diensten
sowie für die Inhaber der Urheberrechte von Sendungen
ist die Frage der Zugangsberechtigung wichtig .

Ein breitangelegter Konsultationsprozeß, an dem die rele­
vanten Wirtschaftsteilnehmer des europäischen Marktes
beteiligt waren , hat zu Vereinbarungen über eine Reihe
von Fragen im Zusammenhang mit der Zugangsberechti­
gung bei digitalen „ Pay-TV"-Diensten geführt .

Die Anbieter von Diensten mit Zugangsberechtigung
müssen die Vergütung für ihre Investitionen und für die
Bereitstellung der Dienste für die Rundfunkveranstalter
einfordern können und dadurch ermutigt werden , ihre
Investitionstätigkeit fortzusetzen .

Um sicherzustellen , daß alle Anbieter von „ Pay-TV " -
Diensten grundsätzlich allen Kunden digitaler „ Pay-TV "-
Dienste in der Europäischen Gemeinschaft ihre Pro­
gramme liefern können, sollte der Einbau des gemeinsa­
men europäischen Verwürfelungs-Algorithmus in entspre­
chende Geräte der Kunden vorgeschrieben werden .

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN :

Artikel 1

Die Mitgliedstaaten ergreifen geeignete Maßnahmen, um
die beschleunigte Entwicklung fortgeschrittener Fernseh­
dienste — einschließlich Breitbildschirm-Fernsehdienste ,
hochauflösender Fernsehdienste und Fernsehdienste , die
volldigitale Übertragungssysteme verwenden — zu för­
dern .

Die Mitgliedstaaten achten darauf, daß die Übertragung
von bereits bestehenden Breibildschirm-Fernsehdiensten ,
insbesondere gemäß der Richtlinie 92/38/EWG und dem
Beschluß 93/424/EWG, auf öffentlich zugängliche digitale
Übertragungssysteme erleichtert wird , wobei die Interes­
sen der Anbieter wie auch der Fernsehzuschauer zu
schützen sind , die für die Herstellung bzw . für den
Empfang dieser Dienste Investitionen getätigt haben .

Artikel 2

Für alle Fernsehdienste , die über Kabel , Satellit oder
terrestrische Systeme zu Fernsehzuschauern in der
Gemeinschaft übertragen werden, gilt folgendes :
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a ) Für Dienste im Breitbildschirmformat mit 625 Zeilen ,
die nicht volldigital sind , wird das 16:9-D2-MAC­
Übertragungssystem oder ein 16:9-Übertragungssy­
stem verwendet, das mit PAL oder SECAM voll
kompatibel ist .

Breitbildschirm-Fernsehdienste bestehen aus Program­
men, die in der Absicht hergestellt und vertrieben
werden, der Öffentlichkeit auf Breitbildschirmen dar­
gestellt zu werden .

Das Format 16:9 ist das Bezugsformat der Breitbild­
schirm-Fernsehdienste .

b ) Für hochauflösende Dienste , die nicht volldigital sind ,
wird das HD-MAC-Übertragungssystem verwendet .

c ) Für volldigitale Dienste wird ein Übertragungssystem
verwendet, das von einer anerkannten europäischen
Normungsorganisation genormt worden ist . Ein Über­
tragungssystem umfaßt in diesem Kontext folgende
Bestandteile : Fxzeugung von Programmsignalen
( Quellkodierung der Audio-Signale , Quellkodierung
der Video-Signale, Multiplierung der Signale ) sowie
Anpassung an die Übertragungsmedien ( Kanalkodie­
rung, Modulation und gegebenenfalls Verteilung der
Energie).

Volldigitale Übertragungssysteme , die der Öffentlich­
keit für die Verteilung von Fernsehdiensten zur Verfü­
gung stehen, müssen für die Verteilung von Breit­
banddiensten geeignet sein .

— Signale, die unverschlüsselt übertragen worden
sind , wiederzugeben , vorausgesetzt , daß der Mie­
ter bei gemieteten Geräten die einschlägige Miet­
vereinbarung einhält .

b ) Zugangsberechtigungssysteme, die in der Europäi­
schen Gemeinschaft eingesetzt werden , müssen die
erforderlichen technischen Möglichkeiten für eine
kostengünstige Übergabe der Kontrollfunktion an den
Kopfstellen der Kabelnetze aufweisen , um den Kabel­
fernsehbetreibern auf lokaler oder regionaler Ebene
eine vollständige Kontrolle der Dienste zu ermögli­
chen, die solche Zugangsberechtigungssysteme ver­
wenden .

c ) Die Mitgliedstaaten ergreifen alle geeigneten Maßnah­
men, damit die Anbieter von Diensten mit Zugangsbe­
rechtigung, unabhängig vom Übertragungsweg, die
Zugangsdienste zu digitalen Fernsehdiensten herstellen
und vermarkten ,

— allen Rundfunkveranstaltern zu chancengleichen ,
angemessenen und nichtdiskriminierenden Bedin­
gungen technische Dienste anbieten , die es gestat­
ten, daß deren digitale Fernsehdienste von
zugangsberechtigten Zuschauern mit Hilfe von
Dekodern , die von den Anbietern von Diensten
verwaltet werden , empfangen werden, und das
Wettbewerbsrecht der Gemeinschaft respektieren ,
insbesondere in Fällen einer beherrschenden Wett­
bewerbsposition ;

— in bezug auf ihre Tätigkeit als Anbieter von Dien­
sten mit Zugangsberechtigung eine getrennte
Rechnungsführung haben .

Die Rundfunkveranstalter veröffentlichen eine Tarifli­
ste für Fernsehzuschauer , bei der berücksichtigt wird ,
ob Zusatzgeräte bereitgestellt werden oder nicht .

Digitale Fernsehdienste können sich nur dann auf
diese Bestimmungen berufen , wenn die angebotenen
Dienste mit den geltenden europäischen Rechtsvor­
schriften übereinstimmen .

d ) Bei der Vergabe von Lizenzen an Hersteller von
Kundengeräten müssen Inhaber von Industrieeigen­
tumsrechten an Zugangsberechtigungssystemen und
-produkten diese zu chancengleichen , angemessenen
und nichtdiskriminierenden Bedingungen vergeben .
Die Vergabe von Lizenzen , bei der technische und
handelsspezifische Faktoren zu berücksichtigen sind ,
darf von den Rechtsinhabern nicht an Bedingungen
geknüpft werden , mit denen der Einbau

— entweder einer gemeinsamen Schnittstelle , die den
Anschluß auch mehrerer anderer Zugangssysteme
ermöglicht,

— oder von Elementen, die einem anderen Zugangs­
system eigen sind , sofern der Lizenznehmer die

Artikel 3

In der Gemeinschaft zum Verkauf oder zur Miete ange­
botene Fernsehgeräte mit einem integrierten Bildschirm,
dessen sichtbare Bildschirmdiagonale 42 cm überschreitet,
müssen mindestens mit einer(von einer anerkannten euro­
päischen Normungsorganisation genormten ) Anschluß­
buchse für offene Schnittstellen ausgerüstet sein , die den
einfachen Anschluß von Peripheriegeräten , insbesondere
von zusätzlichen Dekodern und Digitalempfängern ,
ermöglicht .

Artikel 4

Hinsichtlich der Zugangsberechtigung der Fernsehzu­
schauer zu digitalen Fernsehdiensten in der Europäischen
Gemeinschaft gilt, unabhängig vom Übertragungsweg,
folgendes :

a ) Alle Kundengeräte , die in der Europäischen Gemein­
schaft verkauft, vermietet oder in anderer Weise zur
Verfügung gestellt werden und die verwürfelte digitale
Fernsehsignale dekodieren können , müssen in der
Lage sein,

— solche Signale entsprechend dem gemeinsamen
europäischen Verwürfelungs-Algorithmus, für den
eine anerkannte europäische Normenorganisation
als Verwalter fungiert , zu dekodieren ;
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Falls erforderlich , legt die Kommission dem Rat Vor­
schläge zur Anpassung dieser Richtlinie an diese Entwick­
lung vor .

Artikel 7

Die Richtlinie 92/38/EWG wird neun Monate nach dem
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Richtlinie aufgeho­
ben .

Artikel 8

( 1 ) Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen
Rechts - und Verwaltungsvorschriften , um dieser Richtli­
nie innerhalb von neun Monaten nach ihrem Inkrafttre­
ten nachzukommen . Sie setzen die Kommission unverzüg­
lich davon in Kenntnis .

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen ,
nehmen sie in den Vorschriften selbst oder durch einen
Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese
Richtlinie Bezug . Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelhei­
ten der Bezugnahme .

( 2 ) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den
Wortlaut der innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die
sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlas­
sen .

Artikel 9

Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft .

Artikel 10

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet .

vernünftigen und angemessenen Bedingungen ein­
hält , mit denen die Sicherheit der Transaktionen
der Anbieter von Zugangsberechtigungssystemen
sichergestellt wird ,

in ein Gerät untersagt, verhindert oder entmutigt
werden soll .

Fernsehempfänger mit einem integrierten digitalen
Dekoder müssen ein Einbau von mindestens einer
genormten Steckbuchse erlauben , die den Anschluß
von Zugangsberechtigungssystemen und anderen Ele­
menten eines digitalen Fernsehdienstes an den digita­
len Dekoder ermöglicht .

e ) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge , daß vorbe­
haltlich der in Anwendung des Vertrags von der
Kommission oder von Mitgliedstaaten ergriffenen
Maßnahmen jede Partei mit einer ungelösten Streit­
frage in bezug auf die Anwendung der Bestimmungen
dieses Artikels einen leichten und im Grundsatz
kostengünstigen Zugang zu geeigneten Schlichtungs­
verfahren hat , mit dem Ziel , diese Streitfragen in
ausgewogener und transparenter Weise zügig beizule­
gen .

Dieses Verfahren schließt Schadensersatzklagen einer
der Parteien nicht aus . Falls die Kommission aufgefor­
dert wird , eine Stellungnahme bezüglich der Anwen­
dung des Vertrags abzugeben , so muß sie sich umge­
hend äußern .

Artikel 5

Breitbildschirm-Fernsehdienste im Format 16:9 im Sinne
von Artikel 2 , die von Kabelfernsehsystemen empfangen
und weiterverteilt werden, werden zumindest im Breit­
bildschirmformat 16:9 wciterverteilt .

Artikel 6

Die Kommission prüft die Bedingungen für die Anwen­
dung dieser Richtlinie sowie die Marktentwicklung bei
den digitalen Fernsehdiensten in der Europäischen Union
vor dem 1 . Juli 1997 und danach alle zwei Jahre und
unterbreitet dem Europäischen Parlament, dem Rat und
dem Wirtschafts - und Sozialausschuß einen Bericht . Die­
ser Bericht betrifft die Marktentwicklung und insbeson­
dere die Entwicklung in bezug auf die Fortschritte in den
Bereichen Technologie und digitale Dienste sowie die
technischen und handelsspezifischen Entwicklungen des
Zugangsberechtigungsmarktes unter Berücksichtigung der
digitalen Fe rnse h d i en ste .

Geschehen zu Luxemburg am 24 . Oktober 1995 .

Im Namen des Europäischen Im Namen des Rates
Parlaments

Der Präsident Der Präsident

K. HÄNSCH L. ATIENZA SERNA
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